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Vorwort

Liebe Mitglieder der MIT, 

vor wenigen Wochen schaffte es der 
grüne Landwirtschaftsminister Özdemir 
in die Schlagzeilen mit der Forderung, 
die Mehrwertsteuer für Obst, Gemüse 
und Hülsenfrüchte zu streichen. Unter 
reflexartiger Zustimmung der Sozial-
verbände wollte er zwei Ziele erreichen: 
Erstens sollten die unteren Einkommen 
entlastet werden mit dem Nebeneffekt, 
dass bei immer höheren Fleischpreisen 
mehr Menschen auf fleischlose Er-
nährung umsteigen. Etwa nach dem 
Motto: was gut ist für den Geldbeutel, 
ist auch gut fürs Klima. 

Inzwischen ist dieser ideologiegetriebene 
Vorschlag in der Schublade für „Erst ge-
redet, dann nachgedacht“ verschwunden. 
Wie auch hätte Özdemir sicherstellen 
wollen, dass die wegfallenden 7 % Steuer 
zur 7-prozentigen Preissenkung für Obst 
und Gemüse führen? Welche staatliche 
Instanz hätte auf welche Weise die Ver-
kaufspreise für einzelne Lebensmittel 
regeln und überwachen sollen? Warum 
eigentlich ein Wegfall der Mehrwert-
steuer auf Obst und Gemüse, aber nicht 
auf Milchprodukte und Fisch? Warum 
Hülsenfrüchte und nicht Nudeln? 

Staatliche Eingriffe dieser Art in den 
Markt führen bestenfalls zu Bürokratie-
exzessen, in der Regel sind sie aber vor 
allem wirkungslos und sinnlos. So ver-
ständlich der Wunsch ist, durch Politik 
die Welt zu verbessern (hier: den Preis-
sprüngen für Lebensmittel entgegen-

zuwirken), so entscheidend wichtig ist, 
die Regeln unserer Marktwirtschaft zu 
achten und den politischen Hebel an der 
passenden Stelle anzulegen. 
Wer die Menschen finanziell entlasten 
will, muss ihnen mehr Netto vom Brut-
to lassen. Für alle Steuerzahler heißt die 
passende „Baustelle“ Einkommensteuer. 
Eine Erhöhung des Grundfreibetrags bei-
spielsweise führt unmittelbar zu mehr 
Netto. Wenn man diesen Grundfrei-
betrag (derzeit 10.347 Euro) auf 11.525 
Euro anheben würde, hätte jeder Steuer-
pflichtige eine Steuerersparnis von 180 
Euro. Bei einer Zusammenlegung gelten 
bei Ehepartnern und Lebenspartner je-
weils doppelte Beträge. 

Diese 180 Euro wären genau der Be-
trag, den der Finanzminister über die 
ungewollten, inflationsverursachten 
Steuerzuwächse aus der Umsatzsteuer 
in diesem Jahr zusätzlich einnimmt. Die-
ser Berechnung liegen folgende Zahlen 
zugrunde: Das Aufkommen aus der Um-
satzsteuer in Deutschland betrug im 
vergangenen Jahr 187,6 Milliarden Euro. 
Eine unterstellte Inflationsrate von 8 % 
im laufenden Jahr bringt dem Staat rund 
15 Milliarden Euro zusätzliche Umsatz-
steuer. Dies entspricht einem Pro-Kopf-
Betrag von etwa 180 Euro. 

Diese Steuersenkung würde alle Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer, alle 
Selbstständigen, Freiberufler und Beam-
te entlasten. Zu ergänzen wäre dieser 

Vorschlag um die Erhöhung des Kinder-
gelds um 15 Euro monatlich. Den Emp-
fängern von Transferleistungen (Rentner, 
Studenten, Hartz IV etc.) müsste man 
regelmäßig höhere Direktzahlungen aus-
zahlen (jährlich 180 Euro netto oder 15 
Euro netto monatlich). Es ist klar, dass 
dieses Modell nur einen Teil der Mehr-
belastungen abfedert. Aber für eine vier-
köpfige Familie wären die zusätzlichen 
4 x 180 Euro, also 720 Euro netto, schon 
mal ein „Wort“. 

Was auch helfen würde: Wenn Özdemir 
Flächen zur landwirtschaftlichen Nut-
zung freigäbe (statt sie stillzulegen), 
könnten die Bauern mehr anbauen. So 
wie knappes Angebot zu höheren Preisen 
führt, dämpft ein größeres Angebot die 
Preisentwicklung. Lessons learned: Unser 
marktwirtschaftlicher Instrumenten-
kasten verfügt über wirksame Möglich-
keiten, mit Politik die Welt zu verbessern. 
Man muss sie allerdings ideologiefrei 
einsetzen. 

Tobias Vogt MdL

Tobias Vogt MdL, Stv. Landesvorsitzender der MIT 
Baden-Württemberg
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Brennpunkt Wohnungsbau: 

Steigende Baupreise und 
hohe Auflagen hemmen 
die Bautätigkeit
Bauverband: Nachhaltiges Bauen umfassend fördern!

Um klimagerechtes Bauen voranzubringen, 
braucht es großzügig ausgestattete Förder
programme.

Thomas Möller, Hauptgeschäftsführer der 
Bauwirtschaft Baden-Württemberg e.V. sowie 
Mitglied der MIT Baden-Württemberg

Schwerpunkt
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Explodierende Mieten, kontinuierlich 
steigende Immobilienpreise, exorbitant 
teures Bauland: In vielen Städten und 
Ballungsräumen Baden-Württembergs 
ist der Wohnungsmarkt seit Jahren aus 
den Fugen. Während die Nachfrage nach 
Wohnraum auf hohem Niveau verharrt, 
ist das Angebot an bezahlbaren Woh-
nungen äußerst knapp. Die Sicherung 
der Wohnraumversorgung zählt damit 
zu den wichtigsten baupolitischen Hand-
lungsfeldern im Land. Hinzu kommen die 
gewaltigen Herausforderungen durch 
den Klimawandel: Um die bedrohliche 
Erderwärmung aufzuhalten, sind durch-
greifende Maßnahmen zur Senkung der 
CO2-Emissionen im Gebäudesektor er-
forderlich. Damit der verbesserte Klima-
schutz jedoch für Bauherren bezahlbar 
ist, braucht es umfassende öffentliche 
Fördermaßnahmen.

In baden-württembergischen Groß-
städten herrscht Wohnungsnot. Das liegt 
unter anderem an der seit Jahren zu ge-
ringen Bautätigkeit. Geht man von Be-
rechnungen des Prognos-Instituts aus, 
dann ist allein im Zeitraum 2018 bis 2020 
im Verhältnis zum Baubedarf eine Neu-

bau-Lücke von 88.000 Wohnungen auf-
gelaufen. Auch 2021 lag die Zahl der er-
richteten Neubauwohnungen im Land mit 
36.752 deutlich unter dem Soll. Fakt ist: 
Durch das kontinuierliche Bevölkerungs-

wachstum bleibt die Wohnungsnachfrage 
hoch. Die Politik muss daher dringend 
Anreize für mehr Wohnungsbau setzen. 
Zudem sollten zahlreiche Vorschriften 
und Regelungen, welche die  Wohnungs-

JAHRE
1961–2021

FLIESEN &
NATURSTEINE

Wer sich bis jetzt unsicher war, 
mit welchem Bodenbelag das neue 
Bad, die neue Küche, oder die 
Terrasse ausgestattet werden soll – 
mit Naturstein sind Sie auf der 
umweltfreundlichen Seite. 
Sprechen Sie mit uns.

Telefon 07044 90090 oder
www.haecker-stein.de
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Zur Bekämpfung der Wohnungsnot muss die Politik die Rahmenbedingungen für den Wohnungsbau dringend verbessern.
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bautätigkeit hemmen, vereinfacht wer-
den – etwa durch die Beschleunigung 
aufwendiger Genehmigungsverfahren 
und durch die Reduzierung hoher bau-
technischer Vorgaben.

Seit Frühjahr 2022 haben sich die 
Rahmenbedingungen für Wohnungsbau-
investitionen spürbar verschlechtert. 
Grund sind die Auswirkungen der Co-
ronapandemie sowie der Krieg in der 
Ukraine: Massive Lieferengpässe sowie 
extreme Preissteigerungen bei Bau-
materialien behindern die Bautätigkeit. 
So lag im Juni beispielsweise der Preis 
für Betonstahl um 53,8 % höher als ein 
Jahr zuvor. In der Konsequenz sind die 
Preise für Bauleistungen deutlich in die 
Höhe geschnellt: Bei Wohngebäuden 
betrug die Preissteigerungsrate 17,6 %. 
Inzwischen sind zwar die Materialpreise 
teilweise wieder rückläufig, doch die kon-
junkturellen Perspektiven im Wohnungs-
bau haben sich spürbar eingetrübt. Im 
Mai ging der Auftragseingang in dieser 
Sparte um 8,9 % zurück. Gleichzeitig sind 
auch die Baugenehmigungen für neue 
Wohnungen um 9,5 % gesunken. 

Belastend für die Wohnungsbautätigkeit 
dürfte sich in nächster Zukunft auch die 
Zinsentwicklung auswirken. Vieles deu-
tet darauf hin, dass die lange Niedrig-
zinsphase in diesem Jahr endet. Damit 
werden sich die Konditionen für Bau-
finanzierungen spürbar verschlechtern.

Verschärfte Förderkonditionen und 
Förderchaos bremsen klimagerechten 

Wohnungsbau

Erheblich behindert wird der Wohnungs-
neubau zudem durch die sprunghafte 
Förderpolitik der Bundesregierung. So 
schockte am 24. Januar ein plötzlicher 
Stopp der KfW-Förderung für ener-
gieeffiziente Gebäude Bauherren und 
Bauunternehmen gleichermaßen. In 
der Konsequenz waren zahlreiche fest 
geplante Bauprojekte auf einen Schlag 
gefährdet. Im April folgte eine weitere 
Hiobsbotschaft: Das inzwischen auf-
gelegte Nachfolgeprogramm für den 
Neubaubereich war noch am Tag des of-
fiziellen Starts innerhalb weniger Stun-
den ausgeschöpft. Seitdem werden För-
derungen nur noch unter verschärften 
Auflagen vergeben: Staatliche Unter-
stützung im Neubaubereich gibt es  
ausschließlich für Bauvorhaben, die den 
anspruchsvollen Standard Effizienz-
haus/Effizienzgebäude 40 mit Nach-
haltigkeitsklasse (NH) erfüllen. Ins- 
besondere das geforderte Qualitäts
siegel „Nachhaltiges Bauen“ stellt 
dabei ein erhebliches Hemmnis für 
Bauherren dar. 

Derzeit zeichnet sich ab, dass das 
für 2023 angekündigte neue Förder-
programm „Klimafreundliches Bauen“ 
im Neubaubereich lediglich mit 1 bis 1,5 

Milliarden Euro ausgestattet wird. Dieser 
Betrag ist deutlich zu niedrig angesetzt 
und wird dem von der Bundesregierung 
hochgehaltenen Ziel, 400.000 Wohnein-
heiten pro Jahr zu errichten, nicht an-
nähernd gerecht.

Klimawende im Baubereich ist 
Jahrhundertaufgabe

Um dem klimagerechten Wohnungsbau 
nach dem Förderchaos der vergangenen 
Monate neue Impulse zu geben, braucht 
es aus Sicht der Bauwirtschaft vor allem 
verlässliche Rahmenbedingungen. Die 
Politik muss für Bauherren und In-
vestoren langfristig Planungssicherheit 
schaffen. 

Außerdem muss die künftige KfW-Neu-
bauförderung mit ausreichend finan-
ziellen Mitteln hinterlegt werden. 
Wichtig ist zudem, dass die Förder-
beträge so großzügig bemessen sind, 
dass sich Häuslebauer für zukunfts-
orientierte Bauweisen entscheiden 
und nicht am Klimaschutz sparen. 
Denn die Herausforderungen durch 
den Klimawandel sind enorm. Die Bau-
wirtschaft steht bereit, mit innovati-
ven Baustoffen und Technologien ihren 
Beitrag zur Reduzierung der CO2-Emis-
sionen zu leisten. Jetzt steht die Politik 
in der Pflicht, durch kluge Förder-
strategien dafür zu sorgen, dass die 
Klimawende im Baubereich gelingt. 
Bund, Land und Gemeinden sind auf-
gefordert, die notwendigen Weichen-
stellungen vorzunehmen, um das im-
mense CO2-Einsparpotenzial im 
Gebäudesektor freizusetzen. In dieser 
Situation ist nicht Kleckern, sondern 
Klotzen angesagt. Politik, Bauwirt-
schaft und Verbraucher müssen 
gleichermaßen an einem Strang ziehen 
und gemeinsam schnellstmöglich die 
erforderlichen Schritte gehen, um die 
gewaltige Zukunftsaufgabe Klima-
schutz erfolgreich zu bewältigen.�

Thomas Möller, 

moeller@bauwirtschaft-bw.de, 

bauwirtschaft-bw.de GAPLATEC GmbH | Wacholderstr. 27  | D-71723 Großbottwar
Tel: (+49) 7148 16 66 010 | anfrage@gaplatec.de | www.gaplatec.de

Wir planen innovative Großküchensysteme komplett mit  
Ablufterfassung, Kälteanlagen, Wärmerückgewinnung mit wenigen 

Schnittstellen und kurzen Wegen für Ihren nachhaltigen Erfolg.

Wir machen aus Ihrer Kantine ein Mitarbeiterrestaurant! 
Statt 2 Std. Nutzung eine Zonierte Nutzung über den gesamten Arbeitstag
Kein Schlange stehen sondern individuelle Insellösungen autark gestaltet 
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„Ohne Sie geht es nicht“ – diese 
klare Aussage der Bundesbau-
ministerin Klara Geywitz im Juli beim 
Festabend zum 75. Jubiläum des 
Fachverbandes Sanitär-Heizung-Kli-
ma (SHK) Baden-Württemberg hat 
das Sanitär-Heizung-Klima-Hand-
werk gefreut. Denn bereits seit Jah-
ren zeichnet es sich als Partner der 
Energiewende für den Einbau von 
erneuerbaren Energien in die Haus- 
und Gebäudetechnik verantwortlich, 
doch wird erst in den letzten Mona-
ten seine Rolle bei dieser enormen 
Herausforderung wirklich jedem 
deutlich. 

Wie heizen wir in Zukunft? Eines steht 
fest: Neue Heizungen sollen mit min-
destens 65 % erneuerbaren Energien 
betrieben werden. Was im Koalitions-
vertrag bereits zementiert ist, erfährt 
durch den Krieg in der Ukraine und 
die Frage nach der Energiesicherheit 
unseres Landes eine ganz neue Dyna-
mik. Die Koalition hat am 23. März 2022 
entschieden, dass die Vorgabe bereits ab 
dem 1. Januar 2024 für Heizungswechsel 
in neuen und bestehenden Gebäuden 
erfüllt werden soll. 

Keine Frage, die Trendwende hin zu er-
neuerbarer Wärme ist dringend – bisher stand dabei der Klimaschutz im Vorder-

grund, aufgrund der aktuellen Ereignisse 
nunmehr verstärkt Aspekte wie Versor-
gungsicherheit und die Bezahlbarkeit der 
Energieversorgung.

Das Bundesministerium für Wirtschaft 
und Klimaschutz hat gemeinsam mit 
dem Bundesministerium für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen einen 
Vorschlag erarbeitet, wie diese Zielvor-
gabe schnell und unbürokratisch um-
gesetzt werden kann. Diese Konzeption 
zur Umsetzung „65 % erneuerbare Ener-
gien beim Einbau von neuen Heizungen 
ab 2024“ wurde am 14. Juli bekannt-
gemacht und soll nun im Rahmen einer 
öffentlichen Konsultation bis Ende Au-
gust mit den betroffenen Akteuren dis-
kutiert werden. Denn es gilt, angesichts 
der unterschiedlichen Gebäude und der 
verschiedenen Ausgangssituationen 
von Eigentümern und Mietern, passen-
de Lösungsstrategien zu finden. Die 

Umsetzer der Wärmewende: 

Das SHK-Handwerk hat 
die Zukunft im Blick 

Wolfgang Becker, Hauptgeschäftsführer Fachver-
band Sanitär-Heizung-Klima Baden-Württemberg
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unterschiedlichen Interessen müssen 
bei der Einarbeitung des Konzeptes in 
das Gebäudeenergiegesetz (GEG) an-
gemessen berücksichtigt, Planungs- und 
Investitionssicherheit gegeben werden.

Denn, allein mit politischem Willen ist 
nicht im Nullkommanix ein Gebäude 
ganzheitlich saniert und eine effiziente 
und an die Bedürfnisse der Bewohner an-
gepasste Heizung eingebaut. Nicht jedes 
Gebäude kann quasi in einer seriellen Ab-
folge so wie dasjenige zuvor behandelt 
werden. Vielfach hat der Fachverband 
SHK Baden-Württemberg bereits darauf 
aufmerksam gemacht, dass im Einzelfall 
entschieden werden muss, was technisch 
machbar und auch sinnvoll ist. 

Ganz allein erfüllen das 65-Prozent-Ziel 
derzeit nur Stückholz-, Hackschnitzel- und 
Pelletsheizungen, die derzeit rund 5 % 
des Wärmemarktes ausmachen, sowie 
Wärmepumpen, die ebenfalls rund 5 % der 
Wärmeerzeuger stellen. Hingegen werden 
aktuell noch 25 % der Wohnungen mit Öl 
beheizt und 50 % mit Gas. Ein über Jahr-
zehnte gewachsener Ist-Zustand soll nun 
innerhalb von ein bis zwei Jahren radikal 
umgekrempelt werden. 

Durch die Konzeption zur Umsetzung 
sind die Erfüllungsoptionen nun defi-
niert, mögliche Stufen sowie Härte- und 
Sonderfälle vorgegeben. Es wird noch 

zu diskutieren sein, wie Nachweise zu 
erbringen sind. Generell sollte die Um-
setzung so unbürokratisch wie möglich 
sein, ohne zusätzliche Kontrollmaß-
nahmen, denn dem Kunden wie auch dem 
Handwerker sollte nicht noch mehr Auf-
wand – und damit Kosten – entstehen. 
Eine denkbare Lösung wäre eine Unter-
nehmererklärung des Fachunternehmers 
wie sie im GEG auch vorgeben ist.

Die von uns seit Jahren geforderte 
Technologie- und Energieträgeroffenheit 
spiegelt sich in der Konzeption wider. 
Die tut auch not, wenn an Lösungen zu 
denken ist für Mehrfamilienhäuser, für 
Eigentümergemeinschaften, für Etagen-
heizungen sowie für Gebäude, die noch 
mit Einzelfeuerstätten ausgestattet sind, 
wie beispielsweise Gaseinzelöfen oder 
gar mit Elektro-Nachtspeicheröfen. Denn 
dort ist in jedem Fall ein größerer Eingriff 
notwendig, um eine zentrale Verteilung 
aufzubauen, und damit ganz andere Zeit-
horizonte vorzusehen. 

Gebäude ganzheitlich betrachten – 
technologieoffen ansetzen

Was deutlich werden soll: für die Energie-
wende muss das Gebäude ganzheitlich 
betrachtet werden. Ein – wenn auch frag-
los gutes – Konzept kann nicht wie eine 

Musterform über jedes Gebäude oder 
jede Wohnung gestülpt werden. So indi-
viduell wie das Gebäude und dessen Be-
wohner, so passend muss das Konzept zur 
Beheizung und Warmwasserbereitung 
sein.

Das lässt sich am Beispiel der Wärme-
pumpe gut aufzeigen: Beim Einsatz 
von Elektro-Wärmepumpen müssen 
verschiedene Randbedingungen er-
füllt sein, dass ein effizienter und damit 
kostengünstiger Betrieb möglich ist. 
Insbesondere bei schlecht oder nicht 
gedämmten Bestandsgebäuden ist mit 
der neuesten Generation von Wärme-
pumpen ein monovalenter, also alleini-
ger Betrieb möglich, aber nur zu hohen 
Betriebskosten. Hintergrund ist, dass 
in derartigen Gebäuden eine hohe Vor-
lauftemperatur benötigt wird, die einen 
großen Temperaturhub durch den Ver-
dichter der Wärmepumpe bedingen und 
damit einen hohen Stromeinsatz. Eine 
Lösung, die in der Konsequenz hohe 
Stromkosten verursacht. Folglich gibt es 
bei un- oder schlecht gedämmten Be-
standsgebäuden zwei Möglichkeiten, die 
geforderten 65 % erneuerbare Energien 
in Verbindung mit dem Einsatz einer 
Wärmepumpe zu erfüllen:

1.	Das Gebäude wird zuerst auf einen 
Standard gebracht, der einen effizien-
ten Betrieb der Wärmepumpe zulässt.

Zwei der aktuellen Motive der Nachwuchskampagne „Zeit zu starten“, mit der die SHK-Berufsorganisation junge Menschen für eine Ausbildung in einem Klima-
beruf begeistern möchte. Die „Models“ sind echte Azubis, die auf www.zeitzustarten.de in persönlichen Workstories vorgestellt werden.
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2.	Man installiert eine hybride Wärme-
pumpenanlage, also eine Wärme-
pumpe in Kombination mit einem (vor-
handenen) Öl- oder Gaskessel.

Hier wird bereits klar, wie wichtig für den 
Erfolg einer energetischen Sanierung ist, 
dass sie fachgerecht geplant und durch-
geführt wird, sprich, wie die Zusammen-
arbeit der beteiligten Gewerke gestaltet 
wird. Deshalb hat der Fachverband ge-
meinsam mit weiteren Experten in Ba-
den-Württemberg und Zukunft Altbau 
eine „Leitlinie Handwerk“ entwickelt, 
die Sanierungswilligen Orientierung und 
Unterstützung bietet. Mit der Leitlinie 
Handwerk verpflichten sich Fachleute aus 
den Klimagewerken, individuell, gewerke
übergreifend und neutral zu beraten. 

Neben den Fragen der Materialverfüg-
barkeit und nach den zur Verfügung 
stehenden Fachkräften für den Einbau, 
ist auch die Bezahlbarkeit ein zentraler 
Aspekt. Denn, das technisch Machbare 
und Sinnvolle auf der einen Seite, steht 
der sozial verträglichen Ausgestaltung 
auf der anderen gegenüber. Gerade der 
Umstieg von konventionellen Wärme-
erzeugungssystemen auf erneuerbare 
Systeme ist deutlich teurer, als wenn 
wieder eine konventionelle Anlage zum 
Einsatz käme. Dies bedingt, dass mit-
tel- bis langfristig angelegte und verläss-
liche Förderprogramme benötigt wer-
den, damit der Umstieg auf erneuerbare 
Energien von vielen überhaupt geleistet 
werden kann. Deshalb tut die Politik gut 
daran, über ein flankierendes Förder-
programm nachzudenken, welches die 

Mehrkosten für die Integration eines EE-
Systems weitestgehend auffängt. 

Die Entwicklung, weg von fossilen Energie-
trägern hin zu regenerativen Energien, be-
darf natürlich auch einer Weiterentwicklung 
des Know-hows in den Betrieben. Wer 
Wärmepumpen- und Hybridanlagen ein-
baut oder BHKW- und PV-Anlagen ein-
bindet, muss zuvor seine Hausaufgaben 
gemacht haben und das in der Ausbildung 
erworbene Wissen festigen und weiter-
entwickeln. Der Fachverband SHK Baden-
Württemberg bietet mit seinem Fort- und 
Weiterbildungsprogramm hierfür eine Viel-
zahl an Möglichkeiten für die Handwerks-
betriebe, die ihre Mitarbeiter fit machen 
wollen. Parallel wird beispielsweise auch an 
der Optimierung von Prozessen gearbeitet, 
nicht zuletzt in Zusammenarbeit mit den 
Herstellern. So wird beispielsweise an dem 
Zeitbedarf zum Einbau von Wärmepumpen-
anlagen getüftelt, da es aktuell noch so ist, 
dass dieser rund 2- bis 2,5-mal so viel Zeit 
braucht wie der Einbau einer Gas- oder 
Ölheizung.

Nichtsdestotrotz muss Verbrauchern klar 
sein, dass ein Heizungstausch aufgrund 
von Auslastung und Materialknappheit 
kein Projekt ist, das derzeit in vier Wo-
chen abgeschlossen wird, sondern letzt-
endlich einen Zeithorizont von sechs Mo-
naten bis zu einem Jahr umfassen kann. 
Zumal nicht vergessen werden darf, dass 
die Installations- und Heizungsbauunter-
nehmen die verbleibenden Auftrags-
arten – wie Badsanierungen, Wartungen 
und Reparaturen – parallel zu stemmen 
haben.

Jeder kann etwas beitragen

Die Politik, die Umsetzer wie Planer und 
das Handwerk, aber auch jeder Einzelne 
als Teil der Gesellschaft sollte den Spruch 
von Aristoteles beherzigen: „Wir können 
den Wind nicht ändern, aber die Segel an-
ders setzen.“ Durch den bewussten und 
sorgfältigen Umgang mit Ressourcen und 
durch Energiesparmaßnahmen lässt sich 
bereits im Kleinen etwas bewirken – was 
die Bundesregierung mit der Kampagne 
„80 Millionen gemeinsam für Energie-
wechsel“ wieder neu ins Bewusstsein 
rücken möchte. Die SHK-Organisation 
unterstützt diesen Ansatz, in dem es 
an die Innungsfachbetriebe wie an Ver-
braucher appelliert, jetzt beispielsweise 
die Optimierung bestehender Heiz-
systeme und den hydraulischen Abgleich 
anzugehen, um bestehende Heizungs-
systeme effizienter zu machen und 
damit die Betriebskosten zu minimieren. 
Informationsblätter und eine Landing-
page (wasserwaermeluft.de/heizung/
energie-sparen/details/heizenergie-und-
heizkosten-sparen) unterstützen die 
Kommunikation dahingehend.

Fazit: Das SHK-Handwerk hat die Zukunft 
im Blick und steht zu seiner Ver-
antwortung als Wärmewender/-in und 
Klimaschützer/-in.�

Wolfgang Becker, 

info@fvshkbw.de, 

fvshkbw.de

WIR SCHLIESSEN KREISLÄUFE  
UND SCHÜTZEN RESSOURCEN.
Mit unseren Lösungen schaffen wir Mehrwert  
in Produktschutz und Nachhaltigkeit

Unsere Verpackungslösungen bieten eine maximale Performance bei  
minimalem Ressourcenverbrauch.  
Mit unseren recyclingfähigen Materialien und unserem wegweisenden 
Engagement im Bereich des chemischen Recyclings tragen wir maßgeblich 
dazu bei, Kreisläufe zu schließen. 
Es ist unser Anspruch, auch für Ihr Produkt die optimale Folienlösung zu 
finden – und damit zur Erfüllung Ihrer Nachhaltigkeitsziele beizutragen.
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Dass die Coronapandemie – oder zu-
mindest die Erkenntnisse daraus – uns 
noch eine Weile beschäftigen werden, 
ist spätestens seit dem vergangenen 
Jahr klar. Was das für die Baubranche 
bedeutet auch: Neben dem Klima-
wandel, der den Bausektor vor große 

Herausforderungen stellt, verlangen 
die anhaltenden Materialengpässe 
und neuen Anforderungen an Gebäude 
mehr Flexibilität und ein „Thinking 
outside the box“. NEST, das modulare 
Forschungs- und Innovationsgebäude 
der schweizerischen Forschungs-

institutionen Empa und Eawag, liefert 
auch in dieser außergewöhnlichen 
Zeit Antworten auf aktuelle Heraus-
forderungen der Baubranche. So wur-
den im Jahr 2021 gleich zwei neue 
NEST-Units eröffnet: Sprint im August 
und HiLo im Oktober. Die beiden neuen 

Neue Realität  
für die Baubranche

NEST (Next Evolution in Sustainable Building Technologies) überbrückt die Lücke zwischen Forschungslabor und Markt und trägt dazu bei, dass neue nachhaltige 
Lösungen im Bauwesen schneller Fuß fassen können. 
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NEST-Units Sprint und HiLo demonst-
rieren auf unterschiedliche Weise, wie 
Gebäude möglichst nachhaltig gebaut 
und betrieben werden können. Sprint 
fokussiert sich dabei auf die Schlie-
ßung von Kreisläufen. HiLo setzt bei 
der Materialreduktion und einem effi-
zienten Betrieb von Gebäuden an.

Vom Rückbau zum Re-Use  
in kürzester Zeit 

Die Unit Sprint wurde vom Baubüro 
in situ in Zusammenarbeit mit unter-
schiedlichen Industriepartnern kon-
zipiert und besteht größtenteils aus 
wiederverwendeten Materialien und 
Bauteilen. Sie bietet flexible und Co-
vid-19-konforme Büroräume. Dass die 

Unit in nur zehn Monaten erstellt wer-
den konnte, zeigt unter anderem: Der 
Bestand an wiederverwendbaren Ma-
terialien sowie das Re-Use-Potenzial in 
der Industrie sind groß und müssen nur 
abgeholt resp. genutzt werden. Die ge-
samte Unit folgt dem „Design for Dis-
assembly“-Ansatz (siehe Box), so dass 
bei Bedarf unter anderem die flexiblen 
Trennwände rückgebaut werden und 
so die Einzelbüros als Mehrpersonen-
Büros genutzt werden können. 
Damit ein solches Projekt in kürzester 
Zeit umgesetzt werden kann, benötigt 
es unter anderem ein Umdenken sowie 
eine hohe Flexibilität in der Planung 
und Ausführung. Daneben erfordert 
das Bauen mit wiederverwendeten 
Materialien und Bauteilen auch mehr 

Flexibilität in der Gestaltung. So müs-
sen sich Planer bewusst sein, dass das 
gefundene Material zum Teil auch das 
finale Design bestimmt. 

Leichter bauen –  
effizienter betreiben

Die Unit HiLo vereint neuartige Pla-
nungs- und Konstruktionsmethoden für 
effiziente, ressourcenschonende Beton-
strukturen mit einer selbstlernenden 
und adaptiven Gebäudetechnik. Die Unit 
wurde von der „Block Research Group“ 
und der „Architecture and Building Sys-
tems Group“ der ETH Zürich gemeinsam 
mit zahlreichen Industriepartnern reali-

 
Design for Disassembly

Unter dem Ansatz „Design for 
Disassembly“ versteht man ein De-
sign, das bereits den Rückbau mit-
berücksichtigt und eine Bauweise, 
die zukünftige Änderungen und 
Demontagen zur Rückgewinnung 
von Systemen, Komponenten und 
Materialien erleichtert. So kann 
sicherstellt werden, dass Gebäude 
und deren Bestandteile am Ende 
ihrer Lebensdauer so effizient wie 
möglich in einen weiteren Zyklus 
überführt werden können.

In der Sprint-Unit kommen verschiedene Trennwandarten zum Einsatz, die bei Bedarf wieder abgebaut 
werden können. Als Materialien wurden beispielsweise gebrauchte Bücher und Teppichfliesen verwendet. 
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siert. Besonders auffällig ist das doppelt 
gekrümmte Dach, das seine Tragfähig-
keit aus der Geometrie und seinem zwei-
schaligen Aufbau gewinnt. Gebaut wurde 
es mit Hilfe einer flexiblen Schalung aus 
einem gespannten Seilnetz und einer 
Membran, auf die der Beton aufgespritzt 
wurde. Mit dieser Bauweise können 
große Mengen Beton und Schalungs-
material eingespart werden.

Insbesondere für die Zwischenböden 
der zweistöckigen Unit setzten sich 
die Forschenden das Ziel, mit mög-
lichst wenig Material auszukommen. 
Die Leichtbau-Deckenkonstruktion von 
HiLo spart im Vergleich zu herkömm-
lichen Betondecken mehr als 70 % an 
Material ein. Erreicht wird dies durch 
die intelligente Geometrie der dün-
nen Decken: Das Gewölbe mit Aus-

steifungsrippen verleiht diesen ihre 
Tragfähigkeit. 

In der HiLo-Unit ist auch eine adaptive 
Solarfassade im Einsatz. Diese besteht 
aus 30 Photovoltaik-Modulen, die sich 
nach der Sonne ausrichten können. Die 
flexiblen Module lassen sich zudem 
dafür nutzen, den Sonneneinfall in den 
Raum zu steuern, um passiv zu heizen, 
oder – im Gegenteil – den Kühlungs-
bedarf zu senken.

Die adaptive Solarfassade ist Teil einer 
Reihe innovativer Komponenten der 
Gebäudetechnik für die effiziente Re-
gulierung des Raumklimas. Während 
des Betriebs wird das Zusammenspiel 
der einzelnen Technologien unter Ein-
bezug der Benutzerinnen und Benutzer 
von den Forschenden nun mittels „Ma-
chine Learning“ ständig optimiert, um 
zu untersuchen, wie komfortable 
Innenraumbedingungen mit möglichst 
wenig Energie und Emissionen erzielt 
werden können.�

Annina Schneider (Kommunikation Empa),

annina.schneider@empa.ch,

nest.empa.ch

In HiLo treffen Bauprinzipien aus dem Mittelalter auf Baumethoden der Zukunft: Geplant und gebaut 
wurde das zweistöckige Gebäudemodul mit dem markanten doppelt gekrümmten Betondach mit mo-
dernsten Design- und Fabrikationsmethoden. 

 
Über NEST:

NEST ist das modulare For-
schungs- und Innovations-
gebäude der beiden Schweizer 
Forschungsinstitute Empa und 
Eawag. Es wurde 2016 eröffnet 
und steht auf dem Empa-Campus 
in Dübendorf, Schweiz. Im NEST 
arbeiten mehr als 150 Partner 
aus Forschung, Wirtschaft und 
öffentlicher Hand eng zu-
sammen. Neue Technologien und 
Baukonzepte werden im NEST 
unter realen Bedingungen ge-
testet, weiterentwickelt und im 
Praxisalltag demonstriert. Dies 
führt dazu, dass innovative Bau- 
und Energietechnologien schnel-
ler auf den Markt kommen. 
Webseite: nest.empa.ch

Schwingungstechnik - Eine gute Verbindung
Primär- & Sekundärfedersysteme und Gummi-Metall-Elemente

zur Schwingungs- und Schallreduzierung

Liechtersmatten 5 · D -77815 Bühl · Tel. +49 72 23 804-0 · www.gmt-gmbh.de
DEUTSCHLAND · CHINA · ENGLAND · FRANKREICH · INDIEN · IRLAND · MALAYSIA · SCHWEIZ · USA  

Anzeige_MIT_119x92.indd   1Anzeige_MIT_119x92.indd   1 18.01.2016   15:48:0218.01.2016   15:48:02
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Kann Bauen bezahlbar bleiben? 

Ein eigenes Haus mit Garten zu besitzen, ist für viele Familien 
in Deutschland der Lebenstraum schlechthin. Die Coronapan-
demie hat diesen Wunsch nochmals verstärkt und so wurden 
im Jahr 2021 bundesweit 110.018 Ein- und Zweifamilienhäuser 
genehmigt. Mit der Pandemie kamen jedoch für Gesellschaft 
und Wirtschaft neue Herausforderungen wie Materialknapp-
heit, Lieferengpässe und enorme Preissteigerungen. Damit 
konfrontiert ist auch das Familienunternehmen WeberHaus, 
das seit 1960 ökologische Häuser in Holzfertigbauweise baut. 
Nichtsdestotrotz stieg der Umsatz 2021 um 4,3 % auf 292 
Millionen Euro. 

Fertighäuser gewinnen in Deutschland seit einigen Jahren 
immer mehr an Beliebtheit. Laut amtlicher Statistik entfielen 

23,1 % der bundesweiten Baugenehmigungen für Ein- und Zwei-
familienhäuser im Jahr 2021 auf ein Holz-Fertighaus. Höher war 
der Marktanteil nach Angaben des Bundesverbandes Deutscher 
Fertigbau (BDF) noch nie. Trotz allen Herausforderungen lohne 
sich der Bau eines Ein- oder Zweifamilienhauses, vor allem in 
Holzfertigbauweise, weiterhin, so Klaus-Dieter Schwendemann, 
Marketingleiter bei WeberHaus. 

Energieeffizient bauen mit Holz 

Die enormen Energiekosten, die für Verbraucher immer mehr 
zur Belastung werden, sowie der Klimawandel machen es 
nötig, bereits bei der Planung des Eigenheims über Energie-
effizienz nachzudenken. Besonders Strom- und Gaspreise 
sind extrem gestiegen. Bei Fertighäusern kommt jedoch in 

Der Traum vom  
Einfamilienhaus

Bei WeberHaus sind alle Häuser standardmäßig mit Photovoltaik-Anlage, Batteriespeicher, Wärmepumpe und Haussteuerung ausgestattet. 
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der Regel eine Wärmepumpe zum Einsatz. „Vor zwei Jahren 
hatten wir bei unseren Häusern 2 % fossile Energieträger im 
Einsatz. Aktuell dürfte es gegen 0 % gehen“, sagt Schwende-
mann. Die Basis für ein energieeffizientes Haus ist ein wirk-
samer Wärmeschutz. Die Gebäudehülle ÖvoNatur Therm 
von WeberHaus etwa ist energetisch den gesetzlichen An-
forderungen um viele Jahre voraus. Sie besteht zum Groß-
teil aus dem nachwachsenden Rohstoff Holz. Neben einem 
niedrigen Energieverbrauch sorgt der natürliche Baustoff 
für ein gesünderes Wohn- und Wohlfühlklima. Hinzu kommt 
eine moderne, energiesparende Heiztechnik, wie etwa eine 
Luft-Luft-Wärmepumpe. 

Unabhängig sein von Stromanbietern

Mit einer stromerzeugenden Photovoltaik-Anlage macht 
man sich unabhängiger von Stromanbietern und Tarif-
erhöhungen. Zudem lässt sich der Eigenverbrauch durch 
einen Batteriespeicher deutlich steigern. Damit lebt man 
nicht nur klimafreundlicher, sondern spart auch Geld. Mit 
dem Batteriesystem kann der erzeugte Solarstrom auch 
dann genutzt werden, wenn die Sonne gerade nicht scheint. 

Viele Familien in Deutschland möchten sich den Traum vom Eigenheim erfüllen 
und achten dabei auf die Themen Energieeffizienz und Klimaschutz

Häuser in Fertigbauweise werden in Deutschland immer beliebter. Der Anteil 
an Fertighäusern bei den genehmigten Ein- und Zweifamilienhäusern lag 
2021 bei 23,1 %.
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Bei schlechtem Wetter oder in der Nacht schaltet das 
Batteriesystem auf Batteriebetrieb um und liefert den eige-
nen Strom. 

Der Verbrauch sowie die Erzeugung des Solarstroms lassen 
sich direkt am Wechselrichter oder per App überwachen. Er-
zeugt die Photovoltaik-Anlage mehr Strom als verbraucht 
wird, kann dieser auch zum Betanken eines Elektroautos oder 
E-Bikes verwendet werden. Es ist davon auszugehen, dass 
dieser Bedarf künftig auch weiter steigen wird. Je mehr des 
Gesamtbedarfs durch selbst erzeugten Strom gedeckt wird, 
desto höher ist der Autarkiegrad des Hauses. Unter optima-
len Bedingungen sind bereits Autarkiegrade von über 80 % 
möglich. Während in Baden-Württemberg seit 1. Mai 2022 die 
Photovoltaik-Pflicht für neue Wohngebäude gilt, hat Weber
Haus bereits seit über drei Jahren Photovoltaik-Anlage und 
Batteriespeicher im Standard.

Die veränderten Bedingungen, wie enorme Preissteigerungen 
und Rohstoffknappheit, verlangen ein Umdenken und füh-
ren zu neuen Lösungen. Letztlich ist es immer Aufgabe der 
Bauunternehmen und Haushersteller, gute und bezahlbare 
Lösungen für den Kunden zu finden. Ökologischer, nach-
haltiger Wohnungsbau mit hohem Energiestandard sind In-

vestitionen, die sich positiv darstellen lassen. Gerade die 
derzeitige Energiesituation zeigt, dass diese Art zu bauen 
auch Sicherheit bietet. 

Jedoch wird bedauerlicherweise in Deutschland seit Jahrzehnten 
das private Wohneigentum nicht mehr unterstützt. Inzwischen 
sind wir europaweit auf den letzten Plätzen angekommen. Hier 
könnte der Staat durch aktive Unterstützung Anreize schaffen. 

Planungssicherheit und  
Klimaschutz beim Bauen 

Ein Hausbau bedeutet in der Regel eine finanzielle Be-
lastung. Deshalb ist Planungssicherheit für so ein Groß-
projekt unabdingbar. In der Fertighaus-Branche ist seit Jah-
ren eine Festpreisgarantie üblich. Trotz steigenden Preisen 
hält WeberHaus an seinem Versprechen fest. Wer sich den 
Wunsch vom Eigenheim erfüllt, kann sich zudem über eine 
sichere Altersvorsorge und im hohen Alter über ein ver-
trautes Umfeld freuen.

Fällt dann die Entscheidung auch noch auf ein Fertighaus, 
sind ein hoher Energieeffizienzstandard und eine nach-
haltige Bauweise gegeben. So ist in Holz, im Gegensatz zum 
üblichen Mauerwerk, Kohlenstoff gebunden. Laut Umwelt-
bundesamt bindet ein Kubikmeter Bauholz bereits bis zu 766 
Kilogramm CO2. Wohingegen die Produktion eines Kubik-
meters Mauerziegel schon 138 Kilogramm CO2 verursacht. 
Damit leistet das Bauen mit Holz einen aktiven Beitrag zum 
Klimaschutz. �

Lisa Hörth (Presse- und Social Media-Managerin), 

lisa.hoerth@weberhaus.de,

weberhaus.de

Pressteile
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Pandemie, Kriegsfolgen, Inflation und 
Klimawandel – was bringt da noch Sicher-
heit? Wir irren von einer Krise in die 
nächste. Dabei sind die langfristigen Aus-
wirkungen teilweise noch nicht wirklich 
abschätzbar – für die privaten Haushalte 
werden sie jedoch immer präsenter. Jede 
und jeder bekommt die Folgen am eigenen 
Leib zu spüren. Kein Wunder also, dass die 
Verunsicherung am Markt immer größer 
und der Ruf nach Sicherheit lauter wird.

Krisenzeiten

Die Inflation steigt und steigt. Im Mai 
dieses Jahres kletterte die Inflations-
rate auf den höchsten Wert seit der 
ersten Ölkrise im Winter 1973/1974. 
Nach Angaben des Statistischen 
Bundesamts lagen die Preise um 7,9 % 
höher als noch im Mai 2021 und  stie-
gen damit so stark wie noch nie im 

wiedervereinigten Deutschland. Schon 
im vergangenen Jahr zogen die Prei-
se aufgrund der Coronapandemie an. 
Nun aber kommen die Auswirkungen 
des Ukraine-Krieges hinzu. Auch wenn 
der Tankrabatt und das 9-Euro-Ticket 
die Inflation zuletzt etwas gedrückt 
haben (Juni: 7,6 %), bedeutet die aktu-
elle Inflationsrate trotzdem, dass die 
Verbraucher immer tiefer in die Tasche 
greifen müssen. 

Das eigene Fertighaus aus Holz – nach wie vor eine Anlage mit großer Sicherheit.
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Auf der Suche nach 
Sicherheit in aktuellen 
Krisenzeiten? 
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Die Verunsicherung in der Bevölkerung 
nimmt zu, die Skepsis steigt. Die daraus 
resultierende verhaltene Nachfrage be-
kommt auch der Immobilienmarkt zu 
spüren. Dabei gilt die eigene Immobilie 
gerade in Krisenzeiten als stabile Wert-
anlage. Doch die zahlreichen Heraus-
forderungen sind auch in der Bauwirt-
schaft allgegenwärtig. Das bekommen 
die Bauinteressenten durch Preis-
steigerungen und längere Lieferzeiten 
zu spüren. Und dennoch gilt das eigene 
Fertighaus aus Holz nach wie vor als sehr 
guter Inflationsschützer – weshalb?

Zeitreise

Im Lauf der Geschichte geriet Deutsch-
land mehrmals in den Sog großer De-
pressionen. Auslöser sind oft Naturereig-
nisse oder Kriegsfolgen. 1923 sind es die 
Folgen des Ersten Weltkrieges, die im 
Deutschen Reich für eine Hyperinflation 
sorgen. Der historische Börsencrash an 
der Wall Street am „Schwarzen Freitag“ 
1929, der die Wirtschaft weltweit in 
einen reißenden Strudel zieht, wirkt sich 
in Deutschland besonders verheerend 
aus: Die Weimarer Republik gerät ins 
Wanken und scheitert schließlich. Den 
legendären Nachkriegsboom beendet 
die Ölkrise von 1973/74 mit dem ersten 
gravierenden Wirtschaftseinbruch in 
der bundesdeutschen Geschichte. Und 
zuletzt 2008 erneut der „Knall“ der Wall 
Street – wir erinnern uns. 
Und dennoch zeigte sich bei allen Kri-
sen ein stabiler Immobilienmarkt. Auch 

über die letzte große Krise 2008 blieb 
der Hauspreisindex weitestgehend stabil 
und stieg relativ rasch wieder an. Schau-
en wir auf die vergangenen Jahre und die 
Depressionen mit ihren wirtschaftlichen 
Dellen, zeigt sich, dass die Immobilien-
preise in Krisenzeiten nicht nur wert-
stabil bleiben, sondern im Nachgang wei-
ter steigen.
Auch als es 2014 zum ersten Konflikt zwi-
schen Russland und der Ukraine kam und 
Krisenherde im Nahen Osten die starke 
Konjunktur zwischenzeitlich dämpften, 
blieb der Hauspreisindex stabil. Und 
dass, obwohl zwischenzeitlich von einer 
Immobilienkrise gewarnt wurde (Die 
Welt, 10.09.2014). Hier zeigt sich, dass 

Immobilien gegenüber anderen Anlage-
klassen an Attraktivität gewinnen.
Auch in der aktuellen Krise spricht trotz 
deutlichem Konjunkturrückgang vieles 
für die eigene Immobilie als Wertanlage.

Wohnraummangel – Deutschland 
braucht Wohnraum

Das Institut der deutschen Wirtschaft 
(IW) sieht den jährlichen Wohnungs-
bedarf bei 308.000 neuen Wohnungen, 
um die große Nachfrage zu befriedigen 
und die Wohnungsnot in den Städten zu 
bekämpfen. Die neue Bundesregierung 

Trotz Konjunkturschwankungen steigt der Hauspreisindex seit Jahren kontinuierlich an.
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formulierte im Koalitionsvertrag sogar 
ein deutlich optimistischeres Ziel mit 
400.000 neuen Wohnungen pro Jahr. Mit 
293.000 fertiggestellten Einheiten wurde 
das Ziel der Politik von jährlich 400.000 
neuen Wohnungen 2021 klar verfehlt. 
Zudem wird der Klimawandel künftig 
dafür sorgen, dass manche Regionen auf 
der Erde unbewohnbar sein werden. Wir 
sollten uns auf weitere Zuwanderung 
einstellen, welche die Nachfrage nach 

Wohnangebot im sicheren Deutsch-
land weiter steigern wird. Der Bedarf an 
Wohnraum ist und bleibt riesig.

Bauzinsen steigen –  
Kredite werden immer teurer

Seit Ende Dezember 2021 steigen die 
Zinssätze für Baufinanzierungen wie-

der an – mit Höchstgeschwindigkeit. Im 
Juni 2022 wurde erstmals seit 10 Jahren 
wieder die 3-Prozent-Marke übertroffen. 
Auslöser sind neben der Entwicklung der 
Bundesanleihen mittlerweile auch die In-
flation und das allgemein steigende Zins-
niveau. Die Kredite für Immobilienkäufer 
dürften sich die nächsten Monate in 
Folge der SZB-Entscheidung weiter ver-
teuern. Trotz des Anstiegs sind die Kos-
ten noch deutlich unter dem Niveau der 
1970er und 1990er Jahre. Damals muss-
ten die Menschen weitaus länger für ihre 
eigene Immobilie arbeiten als heute. In 
den 1990ern lag die Kreditbelastungs-
quote bei 38 %, heute beträgt sie 25 %.

SchwörerHaus als  
zuverlässiger Partner –  

auch in Krisenzeiten

Im Lauf unserer über 70-jährigen 
Firmengeschichte hat auch Schwörer-
Haus bereits viele Krisen durchlebt. 
Um diese überstehen zu können, ist 
die Bekenntnis zu den eigenen Grund-
sätzen entscheidend. Für uns hatten die 
Produktqualität und ein hervorragendes 
Preis-Leistungs-Verhältnis immer eine 
hohe Priorität. Aber vor allem möchten 
wir unsere Kunden zu unseren Freun-
den machen, indem wir ihnen die nötige 
Sicherheit bieten.
Um unsere Grundsätze zu wahren, wur-
den zahlreiche Dinge angepackt und 
Innovationen vorangetrieben. Nicht 
immer war die Zeit dafür schon reif. Viele 
Patente und zahlreiche Auszeichnungen, 

Die Bauzinsen steigen auch nach der EZB-Entscheidung am 21. Juli weiter kräftig an.
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letztlich aber der wirtschaftliche Erfolg, 
belegen aber, dass die bearbeiteten 
Themen die richtigen waren. Wichtig 
bei allen Entwicklungen ist, eine hohe 
Fertigungstiefe und die Bereitschaft, 
Dinge, die am Markt nicht angeboten 
werden, im Zweifelsfall selbst zu ma-
chen. So hilft es uns, dass alle Häuser 
vom Keller bis zum Dach aus eigener Pro-
duktion stammen. Als Hauptbaumaterial 
setzen wir auf den nachwachsenden 
Rohstoff Holz, der aus PEFC-zertifizier-
ter, nachhaltiger Forstwirtschaft aus 
Wäldern im Umkreis von etwa 60 Kilo-
metern um den Firmensitz stammt. Das 
garantiert sehr kurze Transportwege 
und stärkt die Wirtschaftskraft der Re-
gion. Im firmeneigenen Holzwerk wird 
das heimische Holz zu qualitativ hoch-
wertigen Bau- und Werkstoffen veredelt. 
Auch hier zeigt uns die Krise die Be-
deutung von regionaler Wertschöpfung 
und Energiegewinnung aus erneuer-
baren Ressourcen mit dem eigenen Bio-
masse-Heizkraftwerk deutlich auf. Dank 
dieser Nachhaltigkeitsstrategie sind wir 
trotz zahlreicher Herausforderungen gut 
gerüstet.

Natürlich möchten wir unseren Kunden für 
den Traum von den eigenen vier Wänden 
die größtmögliche Sicherheit bieten. Daher 
bieten wir nach wie vor eine Festpreis-
garantie ohne versteckte Zusatzkosten nach 
Vertragsabschluss. Darüber hinaus werden 
90 % des Hauspreises (OK Kellerdecke) erst 
nach Hausübernahme zur Zahlung fällig. 
Und die qualitativ hochwertige Grund-
ausstattung schützt vor versteckten Zu-
satzkosten bei der Bemusterung. Für Bau-
interessenten sind dies die entscheidenden 
Faktoren, um auch in dynamischen Zeiten 
für eine gewisse Sicherheit zu sorgen. Die 
Bau- und Leistungsbeschreibungen der 
Hersteller sind unbedingt miteinander zu 
vergleichen – gerade in herausfordernden 
Zeiten sollte nur verlässlichen Partnern das 
Vertrauen geschenkt werden.
Wichtigster Treiber der Teuerung im Ver-
gleich zum Vorjahr bleibt die Energie. Ein 
guter Schutz gegen steigende Energie-
kosten ist ein qualitativ hochwertiges Ge-
bäude mit ausgeklügelter Heiztechnik. 
Gerade hier können wir mit jahrelanger 
Kompetenz punkten. Bereits seit 1983 
entwickeln und produzieren wir unsere 
Lüftungstechnik selbst. 

Fazit

Die aktuelle Situation löst be-
rechtigterweise eine große Unsicher-
heit aus. Hier hilft es, sich vor Augen 
zu führen, dass Deutschland im Laufe 
der Zeit mehrmals in den Sog von De-
pressionen geriet. Nach jeder großen 
Euphorie kommt wieder eine Phase der 
Marktregulation. Dabei zeigt sich die 
eigene Immobilie als besonders stabile 
Wertanlage. Auch mit Blick auf die Zu-
kunft wird die Immobilie weiter stark 
nachgefragt werden. Doch gerade in 
diesen Zeiten ist die Wahl des richti-
gen Partners von entscheidender Be-
deutung. Er muss die nötige Sicherheit 
bieten. Daher gilt nach wie vor, die 
Leistungen der Hersteller genauestens 
miteinander zu vergleichen.�

Johannes Schwörer (Geschäftsführer) &

Felix Schwörer (Öffentlichkeitsarbeit),

info@schwoerer.de,

schwoererhaus.de

Durch die hohe Fertigungstiefe am Firmensitz stellt sich SchwörerHaus den Herausforderungen schlagfertig entgegen. 

Foto: SchwörerHaus
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Tiny Houses als nachhaltige Chance 
für Stadtentwicklung und Gewerbe

Als Anfang des Sommers in Karls-
ruhe die Tiny-House-Messe „New 
Housing“ stattfand, waren Aussteller 
und Veranstalter gleichermaßen vom 
Ansturm der Interessierten über-
rascht. Vor jedem der 20 vor Ort zu 
besichtigenden Tiny Houses bilde-
ten sich lange Schlangen von Men-
schen, die bald selbst Besitzer solch 
eines Minihauses sein möchten. Der 
Wunsch nach einem Tiny House geht 
durch alle Altersklassen und sozio-
ökonomische Schichten. Weite Kreise 
der Bevölkerung haben erkannt, dass 
der seit Jahrzehnten stetig wachsende 

Wohnflächenbedarf pro Person in eine 
Sackgasse führt; und zwar nicht nur mit 
Blick auf Klima- und Ressourcenschutz, 
sondern auch hinsichtlich des eigenen 
Wohlbefindens. Leben auf kleinem Fuß 
empfinden immer mehr Menschen als 
Befreiung von Ballast und einer wohl-
tuenden Reduktion aufs Wesentliche. 

Klein wohnen boomt

Zunehmend sind es auch Baden-Würt-
tembergs Städte und Gemeinden, die 
im Tiny-House-Trend eine Chance für 
die Entwicklung der eigenen Kommune 
sehen. Vor allem zur Nachverdichtung 
bieten sich Kleinwohngebäude an. Sei 

Johannes Laible, Beirat im Tiny House Verband e. V.
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Auch die Stadt Schorndorf ermöglicht Tiny Houses und macht derzeit gute Erfahrungen damit.

Klein und flexibel 
wohnen und arbeiten 
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es im Hinterhof, auf Garagendächern 
oder auf scheinbar wertlosen Nischen-
grundstücken; überall finden sich Rest-
flächen, für die klassischer Wohnungs-
bau nicht infrage kommt, die aber 
wunderbar mit kleinen Wohnmodulen 
bzw. Tiny Houses jederzeit rückbaubar 
bestückt werden können. Obendrein 
haben die Kommunen erkannt, dass 
man sich mit dem Öffnen für alter-
native Wohnformen als progressive 
Gemeinde positionieren und gleich-
zeitig dem Druck auf den Wohnungs-
markt begegnen kann.

Der bundeweit agierende, in Karlsruhe 
ansässige Tiny House Verband berät 
mittlerweile Städte und Gemeinden 
bei ihrem Vorhaben, Kleinwohnformen 
in ihrer Kommune zuzulassen.

Möglichkeiten für  
den Mittelstand

Auch Gewerbetreibende entdecken 
zunehmend das Tiny House als güns-
tige und flexible Lösung für sich. Im 
Tourismus sind Tiny-House-Ferien-
wohnungen sehr gefragt und brin-
gen ordentliche Renditen. Während 
der Pandemiezeit entstand manches 

Homeoffice in einem flugs erstellten 
Modul oder Tiny House. Hofläden und 
Pop-up-Stores nutzen Kleingebäude 
immer öfter, um schnell nachhaltige 
Verkaufs- oder Informationsräume 
schaffen zu können, die im Bedarfsfall 
mitwachsen oder den Standort wech-
seln können.

Stichwort Nachhaltigkeit: 
Natürlich verbraucht auch ein Tiny 
House in Bau und Betrieb Ressourcen. 
Immer mehr Hersteller halten jedoch 
hohe Effizienzstandards ein (nach dem 
Gebäudeenergiegesetz oder gar 
Effizienzhausstandard 55). Außerdem 
punkten die meisten Tiny Houses mit 
der Verwendung von CO2-neutralem 
Holz als wichtigstem Baustoff und 
nachwachsenden Rohstoffen für die 
Dämmung. Häufig werden auch 
Recyclingmaterialien ein- und öko-
logische Heizsysteme umgesetzt. Wer 
also klein und flexibel und obendrein 
nachhaltig wohnen oder arbeiten 
möchte, wird im Tiny House eine pas-
sende Lösung finden.�

Johannes Laible, 

info@tiny-house-verband.de, 

tiny-house-verband.de
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Das allgemeine wirtschaftliche und 
politische Umfeld hat sich in jüngerer 
Vergangenheit in immer kürzeren Ab-
ständen von einer Krise zur nächsten ge-
hangelt. Es erfolgten 2008 die Banken-, 
2015 die Flüchtlings-, 2019 die Corona- 
und 2022 die Ukrainekrise. Dabei auf-
tretende Probleme hat man unter dem 
Slogan „Koste es, was es wolle“ durch 
Erhöhen der Geldmenge und Herab-
setzen des Zinssatzes in die Zukunft 
verschoben, mit Folgen, die eigentlich 
jeder Wirtschaftsstudent in den ersten 
Semestern vorhersagen kann. Es droht 
eine ausufernde Inflation. Geschicht-
liche Parallelen siehe: https://de.wiki-
pedia.org/wiki/Hyperinflation. 

Die Baubranche steht aktuell unter 
Vollauslastung. Alle guten Unter-
nehmen schieben pralle Auftrags-
bücher vor sich her. Dabei herrscht 
wie allgemein bekannt Material- und 
Arbeitskräfteknappheit. Angesichts 
einer übergroßen Nachfrage und der 
Notwendigkeit, bei den Bestellern 
ihre noch laufenden Projekte voranzu-
bringen, ist die Verlockung bei manchen 
Anbietern groß, nur noch die Rosinen 
herauszupicken und dabei den oberen 
Rand der finanziellen Möglichkeiten zu 
testen. “Take it or leave it, wenn ich in 
den Supermarkt gehe, ist plötzlich auch 
alles viel teurer”, ist in so manchen Ge-
sprächen zu hören. Es treten teilweise 
skurrile Angebote auf, die beim dop-
pelten Preis des letzten Jahres nicht 
haltmachen.

Banken gehen über zu deutlich strenge-
rer Kreditvergabe. 
Durch die gestiegenen allgemeinen 

Lebenshaltungskosten geben die Ban-
ken den Kredit-Interessenten weniger 
finanziellen Spielraum, weil sie mehr 
für ihren eigenen Lebensunterhalt 
brauchen. 
Schon jetzt eilten die Zinsen für Im-
mobilienkredite der angekündigten 
Zinserhöhung der EZB weit voraus.  

Zudem steigt die Verunsicherung der 
Immobilienkäufer durch eine Bundes-
regierung, die sich innerlich zerstritten 
gegenseitig bei der Heraufbeschwörung 
der Krisenstimmung übertrumpft. Im 

Karl Knopf, Inhaber und Geschäftsführer der 
HVR-GmbH Wohnbaugesellschaft, St. Leon-Rot 
sowie Beisitzer im Landesvorstand der MIT BW

Quelle: Interhyp AG

Bitte maßhalten!
Aufruf an alle Beteiligten im Bauumfeld,  

den Kollaps einer gerade noch gut laufenden Branche zu verhindern.

Aktuelle Zinsentwicklung (Sollzinsbindung: 10 Jahre)
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Ergebnis berichten Banken von bis 
zu 80 % weniger Kreditnachfrage im 
Jahresturnus. Sollten durch zuvor be-
schriebene Verhaltensweisen der Ak-
teure die Entstehungspreise des Pro-
dukts Wohnimmobilie noch weiter nach 
oben bewegen und auf der anderen 
Seite eine deutlich nachlassende Nach-
frage der Kaufinteressenten die positive 
Kalkulation von neuen Projekten nicht 
mehr möglich machen, droht der ge-
samten Branche der Infarkt.

Der Autor dieses Artikels ist in den letz-
ten Monaten beständig im Einsatz, um 
dem Bauumfeld mitzuteilen, dass große 
Gefahren drohen, wenn nicht alle Be-
teiligten auch in Zeiten der Unsicher-
heit eine strenge Preisdisziplin halten. 
Jetzt ist nicht die Zeit, den Markt auszu-
loten, sondern in aller Breite für Stabili-
tät zu sorgen. Die hohe Ansteckungs-
gefahr opportunistischen Verhaltens 
Einzelner kann zu einer nicht mehr auf-
zuhaltenden Negativspirale führen. Der 
Aufruf “Bitte maßhalten!” möchte er-
reichen, schon zum reinen Eigenschutz 
alle Akteure in der Baubranche dazu zu 
bewegen, bei der Angebotserstellung 
nicht nur die bisher üblichen Margen 
weiter beizubehalten, sondern soweit 
möglich niedrigere Gewinnmargen 
hinzunehmen.

Um dabei nicht die eigene Kalkulation 
zu gefährden, gilt es, schleichend ein-
ziehenden schlechten Entwicklungen 
den Kampf anzusagen. Besonders 
seien hier Preisgleitklauseln genannt, 
die eine unberechenbare Basis für 
die gesamte Kette bis zum Kunden 
induzieren.
Das Angebot auf dem Markt für ein-
zugsfertige Wohnimmobilien ist noch 
knapp, die Preise haben sich besten-
falls abgeflacht. Die Zahl der zum Ver-
kauf stehenden, fertig entwickelten 
und zum Baustart bereiten Projekte 
im B2B-Bereich ist aber sprunghaft 
gestiegen. Mit stark steigender Preis-
unsicherheit fällt die Zahl der Unter-
nehmen, die das Risiko eines Neu-
bauprojektes anpacken können und 
wollen. Statt gleitender Preise muss 
der Festpreisvertrag die generelle 
Handlungsform bleiben. Lieferanten 
und Vorhändler müssen Kontingente 
sichern, durch antizyklischen Einkauf 
Preisspitzen abfedern und Normal-
preise weitergeben. Tun sie das nicht, 
droht auch ihnen eine hohe Unsicher-
heit. Am deutlichsten zeigt sich die 
Entwicklung bei Metallen, Holz und 
Dämmmaterial. Derzeit zeigen man-
che dieser Stoffe wegen ausbleibender 
Vorbestellungen sogar wieder fallen-
de Preise. Jedoch werden Projekte, 

die erst einmal geparkt wurden, nicht 
schnell wieder aufgenommen. Die vo-
latile Preisentwicklung gefährdet also 
Lieferanten und Bauunternehmen.

Auch an die Tarifpartner im Bau erfolgt 
der Aufruf “Bitte maßhalten!”. Von den 
derzeit geforderten Erhöhungen wird 
ihnen am Ende nichts übrigbleiben. 
Dadurch wird die Inflation nur noch 
schneller angeschoben.

Zum Schluss noch ein Wort zur Energie-
politik. Die globale Konkurrenzfähig-
keit eines Industrielandes hängt 
wesentlich vom Energiepreis ab. Auch 
der Bausektor ist sehr energiehungrig. 
Bei Herstellung, Transport und Ver-
arbeitung von Baustoffen wird deren 
Preis durch die Energiekosten deutlich 
mitbestimmt. Die Herausforderungen 
durch einen sich anbahnenden Ost-
West-Konflikt und der erforderlichen 
Energiewende mögen groß erscheinen. 
Doch gilt auch hier, um nicht die 
Stabilität des Gesamtsystems zu ver-
lieren: bitte maßhalten!�

Karl Knopf,

karl-knopf@gmx.de,

hvr-gmbh.de

Gebrüder Rückert GmbH & Co. KG ▪ 78559 Gosheim

FLACHDACH. FASSADE. 
FANTASTISCH.

Als einer der großen Komplett anbieter in Süddeutschland 
entwickeln wir Superkräft e rundum Neubau, Sanierung und 
Wartung Ihrer Gebäudehülle. Mehr dazu im Internet:

www.gebrueder-rueckert.de
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Nachhaltigkeit - der Begriff stammt ur-
sprünglich aus der Forstwirtschaft. Er be-
schreibt ein Prinzip, nach dem nicht mehr 
Bäume zur Holzproduktion gefällt wer-
den sollen als nachwachsen können, um 
eine Grundlage für zukünftige Genera-
tionen aufrechtzuerhalten. Zunächst rein 
ökonomisch konnotiert, kam erst später 
die ökologische und sozial-ethische Be-
deutungsebene hinzu. Wie schaffen wir 
gemeinsam eine gesunde und lebens-
werte Zukunft für uns und zukünftige 
Generationen?

Die Baubranche trägt eine überragende 
Verantwortung am Klimawandel und 
ist mehr denn je in der Pflicht, eine füh-
rende Rolle bei der Umgestaltung unse-
rer Lebens- und Arbeitsbedingungen zu 
übernehmen. 
Der Gebäude- und Bausektor ist für knapp 
40 % der weltweiten CO2-Emissionen 
verantwortlich, was ein konsequentes 
Umdenken und eine Umkehr von be-
stehenden Bau- und Planungsabläufen 
erfordert. Doch die Bauwende ist nicht 
allein von Architekten und Bauplanern zu 
leisten, sondern eine gesamtgesellschaft-
liche Herausforderung. Damit sie gelingt, 
braucht es Innovationen und Experimente 
auf vielen strukturellen Ebenen und in den 
unterschiedlichsten Branchen, die mit der 
Bau- und Gebäudewirtschaft korrelieren.

Die Zeit zum Handeln ist gekommen. 
Natürlich erfordert dieses Handeln auch 
Mut. Mut, Risiken einzugehen, Mut, Un-

zulänglichkeiten einzugestehen und Mut, 
zugunsten des Gemeinwohls zu treffen.
Aber wenn wir alle gemeinsam an einem 
Strang ziehen, dann werden auch kleine 
Veränderungen bereits Großes bewirken 
können.
Das Zeitfenster für eine klimaresiliente 
Welt schließt sich bereits und es ist ein ein-
dringlicher Appell an die Welt. Mehr denn 
je sind wir gefordert zu handeln und neue 
Strategien zu entwickeln, in der unsere 
Nachkommen die gleichen Möglichkeiten 
und Chancen haben wie wir.  
Denn die grundlegenden Schieflagen in 
Ökologie und Ökonomie werden blei-
ben. Eigentlich stünde antizyklisches 
Vorgehen an, nämlich gerade jetzt 
zu investieren in ökologisch und so-
zial nachhaltige Planungen, in mehr 

Regionalität und Wiederverwendung von 
Baumaterialien und Solarenergie.

Bei der Bewertung der Nachhaltigkeit 
sollten alle Lebenszyklusphasen eines Ge-
bäudes berücksichtigt werden: von der 
Rohstoffgewinnung über die Errichtung 
bis zum Rückbau. Als durchschnittliche 
Nutzungszeit eines Hauses werden dabei 
ca. 50 bis 100 Jahre angenommen. Wesent-
lich für den ökologischen Fußabdruck eines 
Bauwerks ist dementsprechend die graue 
Energie der eingesetzten Baumaterialien. 
Natürliche Baumaterialien wie Holz, Hanf 
oder Stroh binden des Wachstums Kohlen-
stoff aus der Luft. Um diese positive CO2–
Bilanz nicht gänzlich zunichte zu machen, 
sollte demnach auf regionale Rohstoffvor-
kommen zurückgegriffen werden.

Folgende Faktoren sind somit beim nach-
haltigen Bauen zu berücksichtigen: die 
Senkung des Energiebedarfs sowie des 
Verbrauchs von Betriebsmitteln, der Ein-
satz wiederverwertbarer Baustoffe und 
Bauteile, die Vermeidung von Transport-
kosten (der eingesetzten Baustoffe und 
Bauteile), die gefahrlose Rückführung der 
verwendeten Materialien in den natür-
lichen Stoffkreislauf sowie Nachnutzungs-
möglichkeiten, die Schonung von Natur-
räumen und flächensparendes Bauen. �

Rolf Buttkus,

info@architekt-rolfbuttkus.de

Rolf Buttkus, Freier Architekt und Bezirksvorsit-
zender MIT Nordbaden

Nachhaltiges Bauen
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Viele Menschen erleben ganz konkret und Tag für Tag den großen 
Druck auf dem Wohnungsmarkt. Bezahlbare Mietwohnungen sind 
rar und umkämpft. Das eigene Heim – immer noch der Traum der 
allermeisten – ist für Durchschnittsverdiener kaum noch erschwing-
lich. Und das gilt nicht nur für die Ballungsräume. Steigende Bau-
preise und Zinsen, explodierende Energiekosten oder gefährdete 
Lieferketten verschärfen das Problem. 
Die Wohnraumfrage ist eine der großen gesellschaftlichen Auf-
gaben unserer Zeit. Im dicht besiedelten Baden-Württemberg 
ist Wohnen außerdem ein harter Standortfaktor: Die Menschen 
werden nur dort hingehen, wo sie guten, bezahlbaren Wohnraum 
finden. Dass gut ausgebildete Menschen Baden-Württemberg ver-
lassen, weil die Wohnungen zu teuer sind oder weil sie sich den 
Traum von den eigenen vier Wänden nicht erfüllen können, ist nicht 
zu akzeptieren.
Wir müssen Wohnungspolitik umfassender begreifen als bisher. Das 
betrifft vor allem die Frage der Bezahlbarkeit, die sich längst nicht 
mehr nur den Menschen stellt, die aufgrund ihres Einkommens An-
recht auf einen Wohnberechtigungsschein haben. Das betrifft auch 
die Frage etwa der Kosten von Modernisierung und Sanierung im 
Bestand. Da rollt einiges auf uns zu. 

Nicole Razavi MdL, Ministerin für Landesentwicklung und Wohnen des Landes 
Baden-Württemberg

Foto: Lena Lux Fotografie und Bildjournalism
us

Wir müssen 
Wohnungspolitik 
neu denken!

Landesbauministerin Nicole Razavi MdL besichtigt ein Bauprojekt in Rhein-
stetten-Forchheim, bei dem neuer Wohnraum in einem Denkmal entsteht.
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Gefragt sind Experimentierfreude und Kreativität

Wir müssen hier umdenken, denn auch am Wohnungsmarkt findet 
eine Zeitenwende statt. Umso mehr gilt es nun, experimentier-
freudig und kreativ sein. Mein Ministerium hat dazu eine ganze 
Reihe an Initiativen ergriffen: die Wiedervermietungsprämie, die 
wir neu aufgelegt haben; der bundesweit einmalige Grundstücks-
fonds, den wir weiterentwickeln; und unser Format „Patenschaft In-
novativ Wohnen BW“, bei dem wir kreative Modellprojekte fördern. 
Die Städtebauförderung ist dazu ein starkes Instrument im Bestand 
neuen Wohnraum zu schaffen.
Eine solche nach vorne gerichtete Politik ist mir besonders wichtig. 
Wir wollen ganz bewusst Neuland betreten. Warum nicht auf einen 
Discounter am Ortsrand ein zusätzliches Wohngeschoss aufsatteln? 
Warum nicht temporäre und modulare Bauweisen einsetzen, um 
Flächen auch vorübergehend für Wohnraum zu nutzen? Warum 
nicht auch den Tausch von Wohnungen unterstützen, wo Menschen 
gerne dazu bereit sind? Warum nicht neu über die strikte Trennung 
von Wohnen und Gewerbe nachdenken? Die Idee der heutigen 
geltenden Bauvorschriften ist inzwischen 100 Jahre alt. Damals be-
deutete Gewerbe oft Lärm und Gestank. Das ist heute zumeist nicht 
mehr so. Wohnungen für Mitarbeiter auf dem Firmengelände, auch 
so etwas muss machbar sein!

Gängelung ist kontraproduktiv

Ich will und werde niemandem vorschreiben, wie er zu wohnen und 
zu leben hat. Zwangsmittel wie das Verbot von Einfamilienhäusern 
oder der verfassungswidrige Berliner Mietendeckel sind mit mir 
nicht zu machen. Eine Studie des renommierten Instituts der deut-
schen Wirtschaft hat klar gezeigt: Während der rot-rot-grüne Mie-
tendeckel in Berlin in Kraft war, ist die Zahl der Wohnungsangebote 
um mehr als die Hälfte zurückgegangen. Und sie ist auch danach auf 
niedrigem Niveau geblieben, weil potenzielle Vermieter der Berli-
ner Senatsregierung nicht mehr über den Weg trauen.

Für mich ist hier auch eine Grundsatzfrage berührt: Es geht darum, 
wieviel das Recht auf Eigentum und das Recht am Eigentum in unse-
rer Gesellschaft in Zukunft noch zählt. Ich will lieber mit Anreizen 
als mit Bevormundung Politik machen. Für mich ist klar: Ohne en-
gagierte Eigentümer und Investoren werden wir wohnungspolitisch 
nicht vorankommen. Denn fest steht: Jede einzelne Wohnung zählt.
Nicht zuletzt beim Planen und Bauen müssen wir schneller werden. 
Dieses Thema haben wir uns auf die Fahne geschrieben. Bauen und 
Wohnen sind in vielen Belangen zu sehr verkompliziert. Wir brau-
chen mehr Freiräume für Innovationen und kürzere Verfahren. Auch 
an diesem dicken Brett wollen und müssen wir den Bohrer ansetzen.

Die Landkarte für das Baden-Württemberg von morgen

Und wenn wir schon bei dicken Brettern sind: Wir haben uns vor-
genommen, den Landesentwicklungsplan, der fast 20 Jahre alt ist, 
neu zu fassen. Das ist ein Großprojekt in dieser Wahlperiode und 
eine echte Generationenaufgabe. Wir zeichnen damit die Landkarte 
für das Baden-Württemberg von morgen. Das ist ein komplexes 
Unterfangen, denn Flächenansprüche sind groß und vielfältig. Wir 
brauchen dringend mehr Wohnraum, die Energiewende verlangt 
Flächen für Solar- und Windkraftanlagen, außerdem wollen wir 
leistungsfähige Verkehrswege. Zugleich müssen wir aber auch die 
Eingriffe in Natur und Landschaft begrenzen. Und selbstverständ-
lich brauchen auch Industrie und Gewerbe Entwicklungsflächen, 
damit Wachstum und Innovation buchstäblich Platz haben. 
Die Herausforderungen sind also groß – und die Zeiten sind ernst. 
Groß sind aber auch die Bereitschaft und die Kreativität im Land, 
diese Herausforderungen anzugehen. Wenn wir also bereit sind, 
manches neu zu denken, dann wird vieles möglich.�

Nicole Razavi MdL,

nicole.razavi@cdu.landtag-bw.de,

nicole-razavi.de

Landesbauministerin Nicole Razavi MdL besucht ein Wohnungsbauprojekt in Geislingen 
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Gut ein Drittel der CO2-Emissionen in 
Deutschland stammen aus dem Bau-
sektor. Allein die Zementherstellung 
verursacht viermal so viel CO2 wie der 
gesamte Flugverkehr. Der anhaltende 
Bauboom spiegelt sich auch in der Ab-
fallbilanz wider: Bau- und Abbruchabfälle 
machen mehr als die Hälfte des Gesamt-
abfallaufkommens aus. Recycelt wird nur 
jede dritte Tonne. Dabei werden die meis-
ten Recyclingmaterialien nicht für den 
Neubau von Gebäuden, sondern ledig-
lich als Füllmaterial im Straßenbau ein-
gesetzt. Auch beim Ressourcenverbrauch 
ist die Branche an der absoluten Spitze. 
Der Bausektor hat also einen beträcht-
lichen Einfluss auf unsere Ökobilanz und 
bedient somit einen großen Hebel. 
Wenn wir unseren ökologischen Fuß-
abdruck reduzieren wollen, ist ein Um-
denken beim Bauen alternativlos: weg 
von der Wegwerfwirtschaft à la „take, 
make, waste“ hin zum Denken in Kreis-
läufen nach dem Motto „reduce, reuse, 
recycle“. Gebäude müssen so geplant und 
gebaut werden, dass Bauteile wieder-
verwendet werden können. Städte von 

heute werden damit zum Rohstofflager 
von morgen. Bestandsbauten dürfen 
nicht mehr als Abbruchmasse, sondern 
als Wertstoffdepots behandelt werden. 
Eine hohe Nutzung von recycelten Ma-
terialien ist jedoch nur möglich, wenn 
es einen funktionierenden Markt mit 
einheitlichen Qualitätsstandards gibt. 
Hierfür ist eine nationale Kreislaufwirt-
schaftsstrategie notwendig, die die bis-
herigen Bemühungen im Kreislaufwirt-
schaftsgesetz, den Abfallverordnungen 
oder der Ersatzbaustoffverordnung 
bündelt und klare Ziele für eine echte 
Recyclingwende definiert. 
Während die Recycelbarkeit ganzer Ge-
bäude eher die langfristige Vision für 
Neubauprojekte ist, stehen kurzfristige 
Lösungen wie das Recycling von Beton 
bereits heute zur Verfügung. In den USA, 
Belgien oder der Schweiz werden bis zu 
15 % der Betonmengen als Recycling-
beton verbaut – in Deutschland nur ein 
Nischenprodukt. Dabei kann Recycling-
beton sogar CO2 binden, wie ein neues 
Verfahren aus der Schweiz beweist. Skep-
sis bei Bauträgern ist nicht der alleini-

ge Grund für deutsche Zurückhaltung. 
Die Wiederverwendung von Baustoffen 
scheitert oft an rechtlichen Hürden, die 
dringend beseitigt werden müssen. 
Auch der Gebäudebestand soll nicht als 
Problem, sondern als Teil der Lösung be-
handelt werden. Durch Förderung von 
Sanierung statt Abriss und Neubau 
können ausgediente Gebäude nahhaltig 
umgenutzt werden.
Eine erfolgreiche Kreislaufwirtschaft fußt 
auf Innovationen. Um klimafreundliches 
Bauen voranzubringen, darf die Politik 
die Investitionen in Forschung und Ent-
wicklung von alternativen Baustoffen 
nicht vernachlässigen. 
Ein vollständig kreislauforientierter An-
satz im Bau ist noch ein mutiger und teu-
rer Schritt. Für eine echte Kreislaufwirt-
schaft bedarf es daher politischer 
Unterstützung: eines klaren rechtlichen 
Rahmens und zielgerichteter Förder-
programme. �

Fabian Gramling MdB,

fabian.gramling@bundestag.de,

fabian-gramling.de

Fabian Gramling MdB, Berichterstatter für Klima-
schutz in der Industrie im Ausschuss für Klima-
schutz und Energie des Deutschen Bundestages 
und Beisitzer im Landesvorstand der MIT BW

Klimaschutz: 

Bausektor  
ist Teil  
der Lösung
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Die EU-Kommission hat umfangreiche Veränderungen der 
Bauprodukteverordnung vorgeschlagen, die die Bauwirt-
schaft in Deutschland insgesamt betreffen werden. Dabei 
sollen einerseits die Regeln vereinfacht und so der Wirt-
schaft ein Schub gegeben werden, andererseits sollen die 
Änderungen dazu beitragen, dass der Bausektor bis 2050 
weniger CO2 ausstößt. Dabei ist klar: Wenn wir in der EU 
die ambitionierten Pariser Klimaziele auch im Bausektor er-
reichen wollen, geht das nur zusammen mit dem Mittelstand.
Konkret werden mehrere Gesetzesbereiche angepasst. Zum 

Beispiel wird die Richtlinie zur Energie-Effizienz von Ge-
bäuden überarbeitet, wodurch Hauseigentümer zu mehr 
energetischer Sanierung gebracht werden sollen. Die Öko-
Design-Richtlinie, die z. B. Standards bei Heizungstechnik 
setzt, wird in eine unmittelbar geltende Verordnung um-
gestaltet, sodass die energetischen Anforderungen an Bau-
produkte europaweit einheitlich werden. Außerdem sollen 
die Probleme der Bauprodukte-Verordnung gelöst werden, 
die seit der letzten Revision 2011 in der Praxis noch Unklar-
heiten schaffen. Dabei ist Vorsicht geboten!

Dr. Andreas Schwab MdEP, stellvertretender Vorsitzender der CDU/CSU-Gruppe, Spre-
cher im Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz sowie Bezirksvorsitzender 
der CDU Südbaden

Neue EU-Regeln für 
Bauprodukte
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Wenn wir Bürokratie vermeiden,  
können wir Innovationen bei Bauprodukten  

ermöglichen und den Markt stärken!

Der Mittelstand ist das Rückgrat der deutschen Bauwirtschaft 
- 99 % der Baubetriebe sind kleine und mittelständische 
Unternehmen (KMU), die rund 80 % des Branchen-Umsatzes 
erwirtschaften. Europaweit ist die Struktur ähnlich. Die Bau-
produkte-Verordnung (BpVO) stellt den freien Warenver-
kehr von Bauprodukten in der EU sicher - damit betrifft sie 
alle Unternehmen in der Bau-Wertschöpfungskette. Darum 
setzen wir uns als Union für eine mittelstandstaugliche 
Gesetzesüberholung ein, sodass die Verordnung für Herstel-
ler und Bauhandwerker gleichermaßen anwendbar werden. 
Nur so können Markt und Klimaschutz Hand in Hand gehen!
Die BpVO regelt die Bewertung von Leistungen von Bau-
produkten bei wesentlichen Merkmalen wie dem Brand-
verhalten durch „harmonisierte Normen“. Die Produkt-
anforderungen an Bauwerke werden allerdings national 
geregelt.  Wenn die Leistungsmerkmale eines Bauproduktes 
einer harmonisierten Norm entsprechen, kann ein Unter-
nehmen davon ausgehen, dass sein Bauprodukt gesetzes-
konform ist. Für den Mittelstand sind harmonisierte Normen 
darum hilfreich, denn sie übersetzen verklausulierte Geset-
ze in EU-weit einheitliche technische Kennzahlen. So kön-
nen Bauprodukte anhand einheitlicher Leistungsmerkmale 
EU-weit gehandelt werden.

Technische Regulierung und Normen für Bauprodukte sind 
deshalb ein zentraler Innovationsmotor für den Mittelstand. 
Allerdings ist Sand im Getriebe: Zwar gibt es 444 „harmo-
nisierte Normen“ für Bauprodukte - doch seit die aktuelle 
BpVO 2011 in Kraft trat, wurden nur 12 neue entwickelt. 
Auch bestehende Normen veralten. Darauf hat das Euro-
päische Parlament in seinem Bericht zur BpVO schon 2020 
unter Federführung von CDU und CSU hingewiesen.

Die Reformziele können nur erreicht werden,  
wenn der technologiestarke deutsche Mittelstand  

in der Bauwirtschaft Gehör findet.

Dieser Stillstand soll durch die Neufassung behoben wer-
den. Neue Normen sollen einfacher erarbeitet werden kön-
nen und alle bestehenden Normen bis 2045 aktualisiert 
werden. Angesichts der KMU-Prägung der Branche werde 
ich mich  für lösungsorientierte Ansätze starkmachen, die 
Bürokratie vermeiden und das technische Expertenwissen 
der KMUs in den Normierungsprozess einbinden. 

Darüber hinaus soll die Verordnung neue Nachhaltigkeits-
kriterien für Bauprodukte festlegen. Leistungs- und Nach-
haltigkeitsnachweise sollen langfristig in eine Produkt-
datenbank eingespeichert werden, sodass z. B. auch 
Bauunternehmen einfach Zugriff auf die Produktinfos 

haben. Das soll unter anderem die Berechnung der Energie-
Performance von Gebäuden vereinfachen. Bei solchen 
Dokumentationspflichten setzen wir uns als CDU und CSU 
für praxistaugliche Ansätze ein, um zu vermeiden, dass 
innovationsfreundliche Neuerungen bei der Normierung 
durch wachstumsbremsende Bürokratie zunichte gemacht 
werden. Denn schon vom Turmbau zu Babel wissen wir, dass 
Bauprojekte scheitern, wenn viele verschieden Baumeister 
nebst dem Bauen noch viele Sprachen gleichzeitig sprechen 
können müssen. 

Zusammenfassend kann man sagen: Wenn die Neugestaltung 
der EU-Bauprodukte-Verordnung richtig gemacht wird, kann 
sie Wachstum für den Mittelstand freisetzen, wo ein Stück 
Verunsicherung herrschte. Auch die Nachhaltigkeits-
kriterien bergen Chancen, wobei jedwede Dokumentations-
pflicht im Verhältnis zur mittelständischen Branchen-
prägung stehen muss. Wir werden deshalb auch hier alles 
dafür tun, dass die Stimme der technologiestarken deut-
schen Bauwirtschaft in Brüssel für dieses Projekt das not-
wendige Gehör findet und wir den Binnenmarkt auch weiter 
für unsere Betriebe praktikabel halten.�

Dr. Andreas Schwab MdEP, 

andreas.schwab@europarl.europa.eu, 

andreas-schwab.de

www.schwoererhaus.de

Ausgabe 37/2021

Im Test: 30 Fertighaushersteller
in Deutschland

8 weitere Anbieter erhielten
die Note sehr gut

FERTIGHAUS-
ANBIETER

FAIRSTER

zum 9. Mal in Folge

Günstige Aktionshäuser, Festpreis- 
garantie und transparente Angebote 
bis zum schlüsselfertigen Objekt: Familie 
Brazel hat sich den Wunsch vom indivi-
duellen und bezahlbaren Zuhause schon 
erfüllt. Wann sprechen wir über 
Ihre Träume?

Wirtschaftsforum_Brazel_88x125.indd   1Wirtschaftsforum_Brazel_88x125.indd   1 10.03.22   10:3510.03.22   10:35
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Bereits schon vor der offiziellen Ein-
weihung fand im neuen Jagstforum der 
Rüdinger Spedition in Krautheim am 13. 
Juni 2022 die erste Veranstaltung statt. 
Eingeladen hatte die MIT Hohenlohe ins 
ländliche Krautheim. Geradezu perfekt 
passend zum Veranstaltungsort war das 
topaktuelle Thema des Vortrags- und 
Diskussionsabends „Infrastruktur im 
Ländlichen Raum“ mit Referent Steffen 
Bilger MdB, stv. Fraktionsvorsitzender 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion. Der 
parlamentarische Staatssekretär im 
Verkehrsministerium der letzten Regie-
rung beschrieb in seinem Vortrag auf 
spannende Weise die großen heraus-
fordernden Fragen, die sich aus der heuti-
gen komplexen Themenvielfalt ergeben, 
von ÖPNV-Ausbau auf dem Land bis zur 
umweltverträglichen Mobilität und den 

Aus den Kreisen & Bezirken

Roland Rüdinger dankt Steffen Bilger MdB für den spannenden Vortrag.

Steffen Bilger MdB wird vom MIT-Kreisvorsitzenden Roland Rüdinger begrüßt.

Ländliche Räume stärken:

Infrastruktur ausbauen



31Nr. 7 | 2022

aktuellen Themen der Bundespolitik. 
In seiner Begrüßung betonte Roland 
Rüdinger, Speditionschef und Kreisvor-
sitzender der MIT Hohenlohe, dass man 
mit solchen Veranstaltungen „auch den 
Draht zur Politik hat und im Gespräch 
bleibt, was für den Mittelständler be-
sonders wichtig ist“. Nachdem Steffen 
Bilger auch als Kämpfer für den Länd-
lichen Raum gilt, waren die Erwartungen 
der zahlreichen Besucher entsprechend 
gespannt. Breiten Raum nahm in Bilgers 
Vortrag vor allem die umfassende The-
matik Ländlicher Raum ein, denn Wohnen 
in den Zentren sei für normale Familien 
nicht mehr bezahlbar. Immerhin zählen 
in Baden-Württemberg rund 70 % der 

Landesfläche zum Ländlichen Raum, der 
gerne auch als das Rückgrat des Landes 
bezeichnet wird. Die Stärkung ländlicher 
Räume mit Ausbau von Infrastruktur, 
Verkehrswegen und ÖPNV müsse daher 
deutlich noch mehr priorisiert werden. 
Ebenfalls ein Dauerthema für die Ho-
henloher ist das nicht nachvollziehbare 
Stocken des Ausbaus der A6, die im ho-
henlohischen Crailsheim an die bayeri-
sche Landesgrenze stößt. Erstaunlich sei 
dabei, dass es in Baden-Württemberg 
gerade halb so viele Planer wie in Bayern 
gäbe, während es auf bayerischer Seite 
deutlich voranginge. Auch die Thematik 
des Neckarschleusen-Ausbaus wurde 
heiß diskutiert, denn ohne die Neckar-

Wasserstraße würde das eine zusätz-
liche Belastung des Straßenverkehrs be-
deuten. Nicht zuletzt ein weiterer Aspekt 
im herausfordernden Komplex der Redu-
zierung des CO2-Verbrauchs bis 2035. 
Zurecht wurde gefragt: Wie soll’s gehen? 
Roland Rüdinger wandte ein, man habe 
das Ziel zwar verstanden, aber wie kann 
der Weg aussehen? 
Immerhin ist der Verkehrssektor nach 
der Energiewirtschaft und der Industrie 
mit rund 20 % CO2-Ausstoß der dritt-
größte Verursacher von Treibhausgas-
emissionen. Den weit größten Teil der 
Verkehrsemissionen verursacht der 
Straßenverkehr. Für etwa 61 % davon 
sind Benzin- und Diesel-Pkw, für 36 % 
entsprechende Lkw verantwortlich. 
Nach dem offiziellen Teil des Abends 
luden das Gastgeberehepaar Anja und 
Roland Rüdinger in die Lounge des Jagst-
forums und auf die Jagsttal-Terrasse des 
Forums ein, um im lockeren Gespräch 
den Abend ausklingen zu lassen.
Die nächsten Veranstaltungen der MIT 
Hohnelohe stehen bereits schon fest. 
Wer dabei sein möchte, ist herzlich will-
kommen. �

Werner Koch (Pressereferent),

werner.koch@wernerkoch.de,

mit-hohenlohe.de

Reger Gedankenaustausch auf der Terrasse des Krautheimer Jagstforums

Dold Holzwerke GmbH

Buchenbach
Talstraße 9 · 79256 Buchenbach · Tel. 0 76 61 / 39 64-0 · www.dold-holzwerke.com

Innovation in Holz.

Wir veredeln Holz
aus heimischen
Wäldern.

Schnittholz
Massivholzplatten 
Hobelware
Pellets / Bioenergie

Weitere Infos:
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„Es waren schwierige Zeiten für den Mittelstand und sie blei-
ben auch noch heikel“, so der MIT-Kreisvorsitzende und Stadt-
rat Alexander Fleck zu Beginn des Kreismittelstandstages im 
Hinblick auf die besonderen Herausforderungen der Pandemie. 
Aber auch die kommunalen Besonderheiten wie z. B. der Ver-
kehrsversuch in der Mannheimer Innenstadt sei ein Dilemma 
für den Mittelstand. Parallel zur Sanierung des Fahrlachtunnels, 
der ABB-Brücke, der Parkraumverknappung, den unzähligen 

Baustellen komme der Verkehrsversuch zur Unzeit. Dies alles 
mache die Innenstadt für Kunden unattraktiv. Eine starke 
CDU und innerhalb der Union eine starke MIT sei notwendig, 
um noch Schlimmeres zu verhindern. „Wir müssen daher alle 
Kraft in die OB-Wahl 2023 und die Gemeinderatswahl 2024 in-
vestieren. Es darf in Mannheim künftig nie wieder eine Mehr-
heit links der Mitte geben“, formulierte Fleck das Ziel für die 
nächsten beiden Jahre.

MIT setzt auf Kontinuität

Alexander Fleck als 
Kreisvorsitzender 
wiedergewählt

Strahlende Gesichter beim neu gewählt Vorstand
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In einem ausführlichen Rechenschaftsbericht zeigte Fleck die 
zahlreichen Aktivitäten des Kreisverbandes auf und hob ins-
besondere die Ausrichtung des Kurpfälzer Frühschoppen des 
Mittelstandes als „Leuchtturmveranstaltung“ hervor. Seit 45 
Jahren gelinge es der MIT, hochkarätige Redner nach Mannheim 
zu bringen. Auch mit zahlreichen Pressemitteilungen habe man 
sich in der Vergangenheit positioniert, insbesondere auf Miss-
stände zu Lasten des Mittelstandes auf kommunaler und auf 
Bundesebene hingewiesen. „Wir werden nicht müde, die Finger 
in die Wunde zu legen.“

Bei den anschließenden Neuwahlen wurde Fleck einstimmig im 
Amt bestätigt. Ihm zur Seite stehen die stellvertretenden Kreis-
vorsitzenden Petra Wüste und Wilken Mampel, Frank Loreth als 
Schatzmeister, Karin Urbansky als Schriftführerin. Gabriele 
Fleck übernahm das Amt der Mitgliedsbeauftragten. Der Vor-
stand wird durch die Beisitzer Gerhard Abel, Sabine Brenner, 
Christoph Dyckerhoff, Peter Graeff, Karl Hoffmann, Achim 
Marx, Hagen Müller und Wolfgang Wolf komplettiert.�

Alexander Fleck (Kreisvorsitzender),

alexander-fleck@t-online.de,

mit-mannheim.de

Intensive Diskussionen beim Kreismittelstandstag

Sitzungsleiter Lennart Christ (JU) gratuliert Alexander Fleck zur Wiederwahl.

INNOVATION

KNOW-HOW

TECHNOLOGIE

WIR SIND IHR PARTNER
FÜR NASSPROZESSANLAGEN

AP&S International GmbH . Obere Wiesen 9 . 78166 Donaueschingen
0 771 8983 0 . info@ap-s.de . www.ap-s.de
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Dieser Frage sind am 28. Juni Vertreter des MIT-Kreisverbands 
Esslingen und der JU gemeinsam mit dem Bundestagsabge-
ordneten Michael Hennrich beim Firmenbesuch der Cellcentric 
GmbH & Co. KG auf den Grund gegangen. 

Der Brennstoffzellenpionier aus Kirchheim-Nabern blickt auf 30 
Jahre Erfahrung in der Entwicklung der Brennstoffzellentechno-
logie zurück. Der Zusammenschluss der Daimler Truck AG und 
der Volvo Group AB hat in der Vergangenheit bereits an der 
Entwicklung des Necar, Nebus und der Wasserstoffvariante des 
GLC maßgeblich mitgewirkt. 

Während der zweistündigen Betriebsbesichtigung bekamen die Be-
sucher einen vertieften Einblick, wie die Brennstoffzellentechnik 
Einzug in den Fahrzeugbau erhielt und wie das Unternehmen 
Gegenwart und Zukunft am Standort in Kirchheim-Nabern sieht. 
Cellcentric war es wichtig festzustellen, dass man sich durchaus 
nicht als Konkurrenz zu batteriegetriebenen Fahrzeugen sieht. Der 
Unterschied zwischen beiden Antrieben ist, dass die Brennstoffzelle 
auf eine Verbrennungstechnologie aufsetzt und die E-Fahrzeuge auf 
eine reine Batterietechnik. Es herrschte bei allen Beteiligten Kon-
sens, dass beide Technologien in Zukunft ihre Daseinsberechtigung 
haben. Hingewiesen wurde aber darauf, dass bei Batterietechno-
logie immer das Gewicht der Akkus mitgeführt werden müsse. 
Jedenfalls im Nutzfahrzeugmarkt ist dies ein klarer Nachteil gegen-

über der Brennstoffzellentechnologie. Dagegen ist die Batterie-
technologie insbesondere im alltäglichen Nahverkehr vorteilhafter. 

Aus Sicht der Besucher ist die Brennstoffzelle eine klare Zu-
kunftstechnologie, da sie nicht nur für Nutzfahrzeug- und Pkw-
Antriebe, sondern auch für den Schiffs- und Luftverkehr der 
Zukunft genutzt werden kann. Darüber hinaus auch als Alter-
native für Blockheizkraftwerke. Diese vielseitigen Einsatzmög-
lichkeiten bietet eine batteriebasierende E-Mobilität nicht. 

Wichtig ist, dass mit der Wasserstofftechnologie nicht die Fehler der 
Vergangenheit wiederholt werden. Aus Sicht der CDU muss hier der 
Bundeswirtschaftsminister vielmehr alles tun, Unternehmen aus die-
sem Zukunftsmarkt beste Bedingungen in Deutschland zu garantie-
ren. Während im Bereich der Batterietechnik Unternehmen aus dem 
asiatischen Raum bis heute einen Wettbewerbsvorteil haben, besteht 
hier noch die Möglichkeit, sich einen technologischen Vorsprung zu 
erarbeiten. Die Wasserstofftechnologie muss eine Schlüsseltechno-
logie made in Germany – „made in the länd“ – werden.   �

Holger Kappel (Stv. Kreisvorsitzender),

holger.kappel@t-online.de,

www.mit-Esslingen.de

Wasserstoff - eine  
Zukunftstechnologie 
oder ein Nischenantrieb?

Die MIT Esslingen zu Besuch 
bei Brennstoffzellenhersteller 
Cellcentric
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CDU-Bundesvize Andreas Jung war zu Besuch in Ilsfeld. Beim 
Unternehmergespräch bei der Firma Tecnaro und der darauf-
folgenden öffentlichen Veranstaltung in der Markthalle zeig-
te sich Jung beeindruckt von der Innovationskraft des Unter-
nehmens, das komplett abbaubare Bio-Kunststoffgranulate 
herstellt. Jung warb dafür, die 17 Nachhaltigkeitsziele der 
Vereinten Nationen zu Leitlinien des neuen CDU-Grundsatz-
programms zu machen. 

Angesichts des Angriffs auf die Ukraine und der drohenden Gas-
knappheit in Deutschland warb Andreas Jung dafür, schnellst-
möglich alle Optionen umzusetzen, um die Nutzung von Gas 
zur Stromerzeugung zu stoppen und um die Reserven für den 
Winter zu schonen. Hierzu zählten die Verlängerung der Lauf-
zeiten der bestehenden deutschen Kernkraftanlagen und die 
Aufhebung der Deckelung der Biogaserzeugung. Darüber hin-
aus plädierte er für Gutscheine für Heizungschecks. Fachleute 

sind sich einig, dass über eine verbesserte Einstellung der Hei-
zungen in Unternehmen und privaten Haushalten ein schneller 
Effizienzgewinn möglich wäre. „Das hätten wir bereits seit März 
tun können“, so der CDU-Bundestagsabgeordnete.

Neben Andreas Jung war auch der Ilsfelder Wahlkreisabge-
ordnete Fabian Gramling vor Ort. Gemeinsam mit Andreas Jung 

COLOMBI MOMENTE

Colombi Hotel
Am Colombi Park 
79098 Freiburg

0761 – 2106 0
info@colombi.de
www.colombi.de

Jung: UN-Nachhaltigkeitsziele müssen die Leitlinien für unser politisches Handeln werden

Rohstoffwende-Dialog 
der MIT Heilbronn mit 
Andreas Jung MdB 

(V. l. n. r.) CDU-Bundesvize Andreas Jung MdB, MIT-Kreisvorsitzender Thomas 
Schiroky und Wahlkreisabgeordneter Fabian Gramling MdB
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lud er die Tecnaro-Geschäftsführer nach 
Berlin ein, um in der CDU-Bundestags-
fraktion das Thema Rohstoffwende wei-
ter zu diskutieren. „Ich freue mich, dass 
das Thema weiter geht“, so der Vor-
sitzende der MIT Heilbronn, Thomas 
Schiroky. „Damit trägt unsere Arbeit vor 
Ort Früchte und wir helfen Unternehmen 
aus unserer Region, ein Netzwerk in die 
Politik zu bauen.“ �

Thomas Schiroky (Kreisvorsitzender), 

thomas@schiroky.de,

mit-heilbronn.de

(V. l. n. r.) Fabian Gramling MdB, Geschäftsführer 
Jürgen Pfitzer, MIT-Kreisvorsitzender Thomas 
Schiroky, Andreas Jung MdB und Geschäftsführer 
Helmut Nägele

Tecnaro-Chef Jürgen Pfitzer erläutert die Produktion der Bio-Kunststoffgranulate.

HERTWECK Qualitätsprodukte.
Steigern Sie Ihre Produktivität 
mit noch präziseren Werkzeugen.
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Jetzt ist das Problem direkt bei den 
Bundestagsabgeordneten angekommen: 
Ende Juni mussten die Abgeordneten ihre 
Erfrischungsgetränke für die Ausschuss-
sitzung selbst mitbringen. Normalerweise 
kümmert sich der Service des Bundes-
tagsrestaurants um die Versorgung mit 
Brötchen, Kaffee und Wasser. Was war die 
Ursache? Personalmangel. 

Seit Längerem schon wird gemahnt, 
werden Gegenstrategien gefordert und 
schon jetzt klingt der Begriff „Fach-
kräftemangel“ für viele ziemlich ab-
genutzt. Dass Fachkräfte fehlen, ist 
nicht neu. Aber was wir bisher erleben, 
ist ein zartbitterer Vorgeschmack auf 
die gewaltigen Probleme, vor denen wir 
- nicht irgendwann in der Zukunft - son-
dern ab sofort stehen. Mit jährlich ekla-
tanteren Auswirkungen. 

Der Fachkräftemonitor der IHK ver-
anschaulicht das Drama auf dem 
Arbeitsmarkt. Da mehr Arbeitskräfte 
ins Rentenleben wechseln als junge 
Menschen in den Arbeitsmarkt, wird 
sich der Mangel (s. Grafik, rote Linie) 
ab 2025 drastisch vergrößern. Für die 
Region Stuttgart wird bis ins Jahr 2030 
ein Mangel von 155.000 Fachkräften 
prognostiziert. Das hieße, dass jeder 9. 
Arbeitsplatz in der Region unbesetzt ist. 

Dabei ist es wahrscheinlich, dass die 
namhaften „Leuchttürme“ der Wirt-
schaftsregion weniger Probleme haben 
werden (weil sie mit Mitarbeiter-
marketing und Azubimarketing bereits 
begonnen haben und allgemein attrak-
tive „Pakete“ bieten können), während 
KMU in kleineren, weniger gut ans Ver-
kehrsnetz angebundenen Orten der 
Region vor dramatischen Schwierig-
keiten stehen werden. 

Wer Zuzug will,  
muss Wohnungen bauen

Um entgegenzuwirken, müssen ver-
schiedene Tasten des politischen Klaviers 
gespielt werden. Eines jedenfalls ist klar: 
Ohne Zuwanderung ist es unmöglich, den 
Fachkräftemangel halbwegs abzufedern. 

Michael Jacobi, Stv. Vorsitzender der MIT Nord-
württemberg sowie Kreisvorsitzender der MIT 
Ludwigsburg

Fachkräftemangel: 

Der Hurrikan 
nimmt Fahrt auf 
MIT-Bezirk Nordwürttemberg 

formuliert 23 Thesen mit  

zahlreichen Vorschlägen
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Wenn qualifizierte Arbeitskräfte zu 
uns kommen sollen, muss gezielt um 
Personen aus den Mangelberufen ge-
worben werden. Diese Strategie kann 
aber nur aufgehen, wenn wir diesen 
Menschen Hilfen für ihre Integration 
zukommen lassen: Wohnraum, Kinder-
betreuung, Deutschunterricht. Die 
arbeitsmotivierte Einwanderung aus 
Drittstaaten muss unbürokratischer 
werden. Und es ist ein schlechter 
Witz, dass wir Ausländer aus dem Land 
jagen, die beruflich erfolgreich integ-
riert sind. Darüber verzweifeln nicht 
nur die Betroffenen, sondern auch die 
betroffenen Unternehmen. 

Die schlummernden  
Potenziale aktivieren

Wir müssen es schaffen, dass mehr 
Menschen länger arbeiten. Und wir 
müssen es schaffen, dass Menschen, 
die mehr arbeiten wollen, dies auch 
können. Beispiel junge Mütter oder 
Väter: Als Arbeitgeber haben wir ein 
Interesse an noch besserer Kinder-
betreuung, damit beispielsweise aus 
Halbzeitarbeit auf 60 oder 70 % auf-
gestockt werden kann. 

„Nebenher“ arbeiten darf nicht be-
straft werden. Wer zum Beispiel als 
Student in der Gastro jobbt, darf der-
zeit nur 452 Euro im Monat (bzw. 5.422 
Euro im Jahr) verdienen, ohne dass das 
BAföG gekürzt wird. 

Bei der Integration von Arbeits-
kräften aus dem Ausland sehen wir ein 
Spannungsfeld. Einerseits wollen und 
brauchen wir diese Arbeitskräfte (ins-
besondere in den Mangelberufen) und 
können nicht erwarten, dass alle diese 
Arbeitskräfte eine in allen Teilen unse-
ren Standards entsprechende Berufs-
qualifikation vorweisen. Andererseits 
wollen wir vermeiden, dass unsere 
Standards verwässert werden. Vor-
schlag deshalb: Anstatt auf langwierige 
und komplexe Prüfungen um die An-
erkennung von im Ausland erworbenen 
Abschlüssen zu warten, sollten diese 
Arbeitskräfte in der Praxis, also im Be-
trieb, zeigen, was sie können und was 
nicht. Wer kann besser beurteilen, in 
welchen Bereichen individuell nach-
geschult werden muss, als der Betrieb? 

Umdenken bei der Berufsberatung

Die Entscheidung über die Berufswahl 
wird maßgeblich durch das Eltern-
haus und die Schule gelenkt. In den 
Schulen werden die Schülerinnen und 
Schüler nach wie vor überwiegend 
„pro Studium“ beeinflusst. Wir wollen 
die berufliche Ausbildung finanziell 
gegenüber dem Studium gleichstellen. 
Berufliche Weiterbildung liegt im ge-
sellschaftlichen Interesse. Nicht nur 
im Handwerk müssen wir den Aufstieg 
weiter fördern („Meisterprämie“), die 
Förderung muss auch auf die IHK-Be-
rufe ausgeweitet werden. 

In der öffentlichen Diskussion ist 
zu wenig präsent, dass das Durch-
schnittseinkommen eines Hochschul-
absolventen in Deutschland bei 3.780 
Euro brutto im Monat liegt. Wenn 
sie ihren ersten Job antreten, haben 
Fachkräfte ohne Studium bereits min-
destens 4 Jahre Geld verdient und 
sind mitten auf dem Weg zum Durch-
schnittseinkommen von 4.100 Euro 
brutto. Außerdem ist eine praxis-
bezogene Ausbildung eine ideale 
Grundlage für den Weg in die Selbst-
ständigkeit und für einen erfolgreichen 
Berufsweg. 

Welche Konsequenzen  
der clevere Unternehmer zieht

Ein entscheidender Faktor bei der Mit-
arbeitergewinnung wird sein, ob ein 
Unternehmen frühzeitig (das heißt frü-
her als die unmittelbaren Mitbewerber) 
mit einem Konzept im Mitarbeiter-
marketing und Azubimarketing an den 
Start geht. Welche Alleinstellungs-
merkmale hat das Unternehmen? Was 
unterscheidet es in punkto Personal-
entwicklung, Weiterbildung und 
Wertschätzung? Warum soll sich ein 
Bewerber für dieses Unternehmen ent-
scheiden? In immer mehr Branchen 
wird gelten: Nicht der Wettbewerb um 
den Kunden steht im Fokus, sondern 
der Wettbewerb um Mitarbeiter („war 
for talents“). 

Diese Forderungen sind die Kurz-
fassung eines ausführlichen Thesen-
papiers, das der Bezirksvorstand der 
MIT Nordwürttemberg jüngst be-
schlossen hat. Das Papier kann über 
den Autor angefordert werden. �

Michael Jacobi (Stv. Bezirksvorsitzender), 

info@mit-ludwigsburg.de

Quelle: Baden-Württembergische Industrie- und Handelskammertag (BWIHK), IHK-Fachkräftemonitor

Der Fachkräftemonitor der IHK veranschaulicht das Drama auf dem Arbeitsmarkt. Die rote Linie zeigt die Diffe-
renz zwischen Nachfrage und Angebot. Ab 2025 wird sich der Mangel an Arbeitskräften drastisch vergrößern.

8

Fachkräftebedarfsentwicklung: 2022 - 2035 

Betrachtet man die Bedarfskurven im Zeitverlauf, sticht unmittelbar der stark ansteigende Engpass für die im kaufmännischen Bereich Qualifizierten ins Auge, der 2030 bei über
357.000, im Jahr 2035 allerdings bei 600.000 Fachkräften liegen wird. Dies verdeutlicht, dass die zukünftig substanziell zunehmende Nachfrage nicht ausreichend gedeckt
werden kann. Bei den technisch Qualifizierten herrscht zur Zeit (2022) ein Engpass von 18.000 Fachkräften, aber bis zum Jahr 2035 wächst der Engpass auf mehr als 230.000
Fachkräfte an. Fachkräfte mit akademischer Qualifikation werden schwächer nachgefragt, für diese besteht 2022 ein Engpass in Höhe von 33.000 Personen. Dieser wird bis
2030 auf 55.000 steigen und sich bis 2035 auf 74.000 Personen belaufen. Bei der undifferenzierten Betrachtung fällt auf, dass der Fachkräfteengpass im Zeitraum von 2030 bis
2035, also innerhalb von lediglich fünf Jahren, von 547.000 Personen auf 903.000 ansteigen wird.
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Nach der durch Corona bedingten „Zwangspause“ war es an 
der Zeit, wieder einmal Klartext bei Biergit zu sprechen. Bei 
diesem Gesprächsformat wird in kleiner Runde vertrauens-
voll und vertrauenswürdig Klartext gesprochen, die Dinge 
beim Namen genannt. Der ehemalige Landtagspräsident 
Guido Wolf MdL ließ sich hiervon nicht abschrecken und war 
beim erneuten Start dabei. 

Viele Teilnehmer erinnern sich noch gerne an eine ge-
meinsame Klausurtagung, die damals durch den inhalt-
lichen, engagierten Austausch sich wohltuend von anderen 
Treffen abhob. Obwohl sich die Schwerpunkte mancher The-

men verschoben haben, galt es dennoch, eine ehrliche Bilanz 
zu ziehen. 

Allen vollmundigen Bekundungen von Gremien, den 
Normenkontrollräten und den unterschiedlichsten Parla-
mentariern in deren Reden zum Trotz, ist die Bürokratie in 
den Augen der Mittelständler in einem derartigen Maße 
angewachsen, dass der Glaube an eine überhaupt spürbare 
„Entbürokratisierung“ verschwunden ist. Die Maxime „One 
in, one out“ konserviert nur den aktuellen Ist-Zustand, ist 
Oberflächenkosmetik, geht aber an der Wurzel des Problems 
vorbei. 

Der Wolf:  
nicht gefürchtet, 
sondern geschätzt 
Guido Wolf MdL zu Gast bei der MIT Südbaden in der Badischen Staatsbrauerei Rothaus

Strahlende Mittelständler –  
inhaltlicher und wertschätzender 
Austausch zeigt Wirkung
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Lieferketten, explodierende Energiekosten, 
Facharbeitermangel, „staatliche Zwangs-
beglückungen“ (Energiekostenpauschale, 
rückwirkende Steuersenkungen u. a.) zei-
gen, dass die Sorgen der Unternehmer an 
vielen Orten der Politik wohl noch nicht an-
gekommen sind. Viele Betriebsinhaber sind es 
leid, „Reparaturbetrieb“ für staatliche Schnell-
schüsse zu sein. Die Auslagerung staatlicher Aufgaben auf unse-
re Schreibtische muss nicht nur begrenzt werden, sondern ein 
Ende haben. Der Wirtschaftsstandort Deutschland ächzt unter 
der Last und es gilt, endlich für greifbare Entlastungen zu sor-
gen. Die Zahl der Auswanderer nimmt zu, während andere sich 
um die Work-Life-Balance kümmern.

Nicht nur die Erfahrungen während der Pandemie haben ge-
zeigt, dass die Verwaltungen und auch Vater Staat sich selbst 
und dem eigenen Handeln Fesseln angelegt haben. Der Tan-
ker „Deutschland“ ist träge und verschiedene „Baustellen“ 
sind schon länger bekannt. 
Die letzten Jahre haben wir mit Analysen und Anträgen ver-
schwendet, jetzt braucht es endlich Lösungen. Es braucht einen kla-

ren Wertkompass, den Mut, Dinge konkret zu be-
nennen und endlich umzusetzen. Mittelständler 
und Unternehmer brauchen gerade in fragilen 
Zeiten Verlässlichkeit und Beständigkeit: sei es 
bei Sicherheit, sei es in der Geldpolitik, sei es 
in der Betrachtung und Verkürzung von Liefer-
ketten, sei es bei Energiepreisen und anderen 
„Geschäftskosten“ des Wirtschaftsstandortes 

Deutschland. Von diesen Rahmenbedingungen wird es abhängen, 
ob und in welchem Umfang Betriebsgründer und/oder Übernehmer 
(und deren Mitarbeiter) motiviert sind, zur weiteren Stabilität der 
Gesellschaft beizutragen. 

Die MIT Südbaden schätzt offene Ohren für offene Gedanken. „Klar-
text bei Biergit“ setzt Impulse, die man nicht nur mitnimmt, sondern 
auch „beackert“. Aber das weiß Guido Wolf MdL bereits…�

Daniel Hackenjos (Pressereferent),

wifo@mit-lvbw.de,

mit-suedbaden.de

Hidden Technology:

Sie finden uns in

Medizintechnik 
Automotive

Elektronik
Architektur

Design
usw.

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de
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Die aktuelle Lage zeigt, dass es nicht aus-
reicht, sich nur im eigenen „Dunstkreis“ 
zu bewegen. Es ist wichtig, stets den Blick 
über den Tellerrand zu wagen. Nur so 
kann es gelingen, gemeinsame Anliegen 
und Interessen, die sich oft nicht auf den 
Kreis, Bezirk oder Land einschränken las-
sen, Gehör zu verschaffen. 

In Freiburg traf sich zunächst der MIT-
Bezirksverband Südbaden, in Personal-
union mit den Kreisvorsitzenden aus 
Waldshut und Lörrach, Rainer Eschbach 
und Dietrich Eberhardt, zu einem ers-
ten Gespräch mit Claus H. Widrig, dem 
Mitglied des Präsidiums der Mittel-
standsunion Schweiz. Schnell wurde 
klar, welche gemeinsamen Anliegen 
und Probleme, länderübergreifend, die 
Mittelständler plagen. Es gilt nicht, das 
Rad neu zu erfinden, sondern in der 
Zusammenarbeit Impulsen Strahlkraft 
zu verschaffen. Gesetzesvorhaben, un-
abhängig ob diesseits oder jenseits 
der Grenze, treffen in ihrer Umsetzung 
unsere Betriebe und Mitarbeiter in glei-
cher Weise. 

Was zunächst als kleiner südbadischer 
„Startschuss“ erschien, konnte schon 
in der Kürze der Zeit verstetigt werden. 
Selbst in der Bundeshauptstadt Berlin, 
die zugegebenermaßen schon einige 
Kilometer entfernt ist, traf man sich bei 
anderen Veranstaltungen bereits wieder 
und knüpfte dort an, wo man in Baden 
aufgehört hatte.

Ein erster Aufschlag ist gemacht: (v. l. n. r.) Rainer Eschbach (Stv. Bezirksvorsitzender), Dietrich Eberhardt 
(Beisitzer im Landesvorstand), Ruth Baumann (Bezirksvorsitzende) und Claus H. Widrig (Präsidiumsmit-
glied MIT Schweiz).

Mittelstand kennt keine Grenzen – 

Im Austausch mit der 
Mittelstandsunion 
Schweiz
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Bei der kürzlich stattfindenden Landes-
vorstandsitzung der MIT Baden-Würt-
temberg war auch der Vorsitzende der 
„Schweizer Delegation“, Matthias Klein, 
anwesend. In seiner Funktion als Mit-
gliederbeauftragter der MIT Bund gab 
er Einblicke über den aktuellen Sta-
tus Quo und geplante Vorhaben des 
Bundesverbandes. Er ließ es sich aber 
auch nicht nehmen, dezidiert auf den 
wichtigen Austausch der Mittelständler 
über Grenzen hinweg einzugehen. 

Was in Südbaden begann, nimmt nun 
auch im Ländle an Fahrt auf und braucht 
Berlin und Brüssel nicht ausklammern.

Während Bilder nur zeigen, dass Men-
schen zusammengekommen sind, gilt 
es nun, konkrete und greifbare Ergeb-
nisse zu erzielen. „Viele anstehende 
Gesetzesvorhaben dienen nicht gerade 
dazu, Betriebsinhaber in ihrer Tätig-
keit zu unterstützen, sondern eher 
mit bürokratischen Anforderungen zu 

bremsen“, so die Bezirksvorsitzende 
Südbadens, Ruth Baumann. Die Mittel-
standsunion versteht sich als Sprach-
rohr der Leistungsträger, in Respekt vor 
deren großen Verantwortung. „Nicht 
nur unsere Mitarbeiter zählen auf unser 
Engagement, besonders in turbulen-
ten Zeiten.“ Es geht nicht darum, wer 
am lautesten schreit, sondern wer ver-
antwortungsvoll, unideologisch und 
lösungsorientiert handelt. Diesen An-
spruch zu haben, ist in der woken Gesell-
schaft, die die eigenen Befindlichkeiten 
absolut setzt, nicht vergnügungssteuer-
pflichtig. Umso wichtiger, dass der Chor 
des gesunden Menschenverstandes 
nicht verstummt. Weder in Deutsch-
land, noch in der Schweiz, noch in der 
Europäischen Union.
Ein Anfang ist gemacht…�

Daniel Hackenjos (Pressereferent),

wifo@mit-lvbw.de,

mit-suedbaden.de

Weiter geht’s mit badischem Kolorit: Bastian Atzger (MIT-Landesvorsitzender), Ruth Baumann (Beisitzerin im MIT-Bundesvorstand), Matthias Klein (Vorsitzen-
der MIT Schweiz) und Dr. Albrecht Geier (Beisitzer im MIT-Landesvorstand).

WE MAKE
SURFACE
INNOVATION
WORK

WWW.BIX.GMBH | MESSKIRCH
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MIT Bund

MIT für Mobilisierung aller 
Kräfte im Inland und für 
gesteuerte Zuwanderung
Die Mittelstands- und Wirtschaftsunion 
(MIT) fordert mehr Anstrengungen von 
der Bundesregierung, um den gravieren-
den Arbeitskräftemangel abzumildern. 
Die MIT-Bundesvorsitzende Gitta Conne-
mann sieht im Arbeitskräftemangel einen 
der größten Dämpfer für Wohlstand und 
Wachstum in Deutschland: „Aus dem 
Fachkräftemangel ist längst ein Arbeits-
kräftemangel geworden. Alle Ressourcen 
müssen genutzt werden – im In- und Aus-
land. Ohne Denkverbote.“
Es müsse mehr für die duale Ausbildung 
geworben werden. Connemann: „Es muss 
in Schulen verpflichtend sein, eine Praxis-
woche in Handwerks- und Industrie-
betrieben durchzuführen, um die Schü-
lerinnen und Schüler für diesen Teil der 
Berufswelt zu begeistern. Deutschland 
braucht nicht nur Master, sondern auch 
Meister.“

Außerdem setzt sich die MIT für mehr ge-
steuerte Zuwanderung aus dem Ausland 
ein. Mit dem Fachkräfteeinwanderungs-
gesetz seien 2020 zwar die richtigen Wei-
chen gestellt worden. Aber gerade bei 
Arbeitskräften gäbe es noch viel Potenzial. 
Nicht zuletzt scheitere die Zuwanderung 
an der Umsetzung. Bürokratiehürden wie 
die Anerkennung der Gleichwertigkeit 
von Abschlüssen, lange Wartezeiten bei 
den Behörden und mangelnde Digitalisie-
rung würden es häufig verhindern, dass 
Unternehmen Arbeitskräfte schnell und 
effektiv einbinden und binden könnten. 
MIT-Chefin Connemann sieht die Regie-
rung in der Pflicht: „Die Ampel muss hier 
behördliche Verfahren beschleunigen, 
Gleichwertigkeitsvorschriften praktikabler 
gestalten, den Spracherwerb im Ausland 
unterstützen und somit für praxistaugliche 
Handhabung vor Ort sorgen.“

Auch müsse der Staat aktiver bei der 
Arbeitskräftegewinnung werden, so 
Connemann: „Der Staat muss über 
die Botschaften und die vom ihm mit-
finanzierten Goethe-Institute und Aus-
landsschulen verstärkt junge Menschen 
mit Deutschkenntnissen für eine Aus-
bildung in Deutschland anwerben.“
Außerdem müssten die Hartz-IV-Sank-
tionen wieder in Kraft gesetzt werden. 
„Wer nicht arbeiten will, obwohl er es 
kann, muss fühlen“, sagt MIT-Chefin 
Connemann.

Weitere Forderung der MIT: Die Regier-
gung muss Bürokratie abbauen, statt 
dauernd die Betriebe mit zusätzlichen 
Auflagen zu belasten. Connemann: 
„Wenn bei jedem Mittelständler ein 
bis zwei Mitarbeiter nur mit Statistik-
pflichten, Dokumentationszetteln oder 
Lieferkettennachweisen beschäftigt sind, 
bindet das Ressourcen, die man besser in 
Produktion oder Kundendienst stecken 
könnte. Da kann die Politik sehr schnell 
sehr konkret helfen, wenn sie die Vor-
schriften streicht.“

Berufspendler sollen durch eine Erhöhung 
der Entfernungspauschale auf 60 Cent ab 
dem ersten Kilometer spürbar entlastet wer-
den. Bislang können Arbeitnehmer für die 
Wegstrecke zur Arbeit nur 30 Cent ab dem 
ersten Kilometer und 38 Cent ab dem 21. 
Kilometer geltend machen. Dies deckt die 
gestiegenen Fahrtkosten jedoch nicht ab.

Darüber hinaus fordert die MIT, die Steuern 
auf Energie auf das in der EU zulässige 
Mindestmaß zu senken, also für Flüssiggas, 
Erdgas und Strom. Allein bei Strom sind die 
Belastungen in Deutschland durch die 
Steuer für Unternehmen 40-mal so hoch, 
wie sie nach der EU-Vorgabe sein müssten, 
bei privaten Haushalten 20-mal so hoch. 
Connemann: „Wenn die Ampel jetzt nicht 
handelt, ist sie verantwortlich für Tausende 
Firmeninsolvenzen und die Existenznöte 
von Millionen Familien.“�

Weitere Pressemeldungen 

der MIT Bund finden Sie auf der Webseite 

mit-bund.de. 

Internationale Spedition
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78073 Bad Dürrheim-Hochemmingen
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Seit dem letzten Bundesmittelstandstag vertrete ich Ba-
den-Württemberg im Bundesvorstand. Nochmals herzlichen 
Dank an all jene, die mir ihre Stimme gegeben haben. 

Aufgrund der Corona-Lage in Deutschland fanden die ersten 
Sitzungen digital statt, später dann hybrid. Zunächst wurde 
Herr Habeck aufgefordert, konkrete Vorschläge für das 
Wachstum der Wirtschaft vorzulegen. Eigentlich sollte die 
Vorstellung des Jahreswirtschaftsberichts eine Sternstunde 
für das Bundeswirtschaftsministerium sein. Doch statt kon-
kreter Maßnahmen gibt es allgemeine Ankündigungen. Der 
Wirtschaftsminister liefert nicht.

Im weiteren Verlauf haben wir eine Projektkommission „MIT 
2024 – nachhaltig stärken“ eingesetzt mit dem Ziel, die MIT 
finanziell besser aufzustellen. 

Dabei sollen auch eine Neugestaltung und bundesweite Ver-
einheitlichung der Mitgliedsbeiträge sowie eine Änderung 

Christian Bangert, Beisitzer im MIT-Bundesvorstand

Projekte, Positions-
papiere, Anträge,  
Beschlüsse –  
eine Halbjahresbilanz 
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der Umlageanteile offen diskutiert werden. Der Bericht 
kommt zum BMT 2023.

Es wurden aufgrund der weltweiten Coronapandemie und 
der kriegerischen Handlungen ein sofortiges Belastungs-
moratorium von der Bundesregierung gefordert, wirtschaft-
liche Belastungen des Mittelstandes müssten vermieden wer-
den. Es bedarf einer Planungssicherheit und Entlastungen.
Kurzfristig wurden zum Thema „EU-Regulierungen mit be-
lastenden Auswirkungen auf Wirtschaft und Verbraucher“ 
Verbände aufgerufen, sich zu melden. Binnen eines Tages 
haben 20 Verbände Rückmeldungen gegeben zu fast 50 ge-
planten Gesetzgebungsverfahren.  Die Liste umfasst aktuell 
über 55 Seiten. Diese Regulierungen sind unzumutbar und 
wurden angesprochen.

Des Weiteren hat der Bundesvorstand folgende Beschlüsse 
zu aktuellen Themen gefasst:
•	 Angriffskrieg stoppen, harte Sanktionen, international 

abstimmen
•	 Deutschland braucht eine neue Energiepolitik
•	 Belastungsstopp jetzt: Unternehmen in der Krise nicht 

weiter belasten
•	 Energieunabhängigkeit vorantreiben, Planungen 

beschleunigen
•	 Versorgungssicherheit und mehr Klimaschutz durch 

Kernenergie
•	 Parteiarbeit verbindlicher machen, keine verbindlichen 

Quoten

Es wurden Positionspapiere erstellt:
•	 Spritpreisbremse sofort: Steuern und Abgaben auf Benzin 

und Diesel senken
•	 Schnell handeln: Energiepreise senken, Bürger entlasten

Außerdem hat der Bundesvorstand folgende Anträge diskutiert:
•	 Neue Formen der Mitwirkung von Mitgliedern
•	 Neue Formen der Mitgliedschaft suchen
•	 Mitgliederbefragung stärken
•	 Mitgliederbeschlüsse einführen
•	 Wahlrechtsformen
•	 Keine doppelten Rundfunkgebühren
•	 Marshall-Plan für die Ukraine
•	 Solide Staatsfinanzen in kritischen Zeiten
•	 Solidarische Hilfe für mittelständische Unternehmen in 

extremen Katastrophenfällen

Im Bundesvorstand wurden noch viele weitere Themen dis-
kutiert, z. B. dass die AfD das CDU-Mitglied Otte als Kan-
didaten für den Bundespräsidenten aufstellte oder wir 
diskutierten im Sommer 2022 - in einer Zeit, in der in der 
Welt nichts mehr ist, wie es war und die Zukunft kaum mehr 
als eine halbe Stunde vorherzusagen ist – mit unserem 
CDU-Bundesvorsitzenden Friedrich Merz und dem JU-Vor-
sitzenden Tilman Kuban über ein so wichtiges Thema wie die 
Frauenquote der CDU. Ja richtig, Sie haben sich nicht ver-
lesen, das wurde gemacht! 

Doch das Beste kommt zum Schluss. Auf Drängen der 
MIT BW wurde eine Pressemitteilung verfasst zum Thema 
Arbeitskräftemangel. Der Wortlaut war genau jener, welche 
der MIT-Landesvorstand in seiner Klausurtagung erarbeitet 
hat. Der letzte Punkt ist mit Abstand der wichtigste für 
den deutschen Mittelstand. Das Fachkräfteeinwanderungs-
gesetz – damals von der CDU verfasst, mit hoher Hürde für 
ausländische Arbeitssuchende - fällt uns jetzt vor die Füße. 
Es kommen lediglich rund 70.000 Arbeitssuchende pro Jahr 
nach Deutschland, wir benötigen jedoch mindesten 400.000 
jährlich. Es fehlen Mitarbeiter in allen Lebensbereichen.

Die Arbeit im MIT-Bundesvorstand ist interessant und, wie 
man erkennt, mit enorm viel CDU-Themen belastet. Mir fehlt 
noch die MIT-Duftmarke. Wir arbeiten daran.�

Christian Bangert, 

christian.bangert@ravensburg.de

Architektur in Perfektion. Für Menschen, die hohe Ansprüche
hegen. Und wissen, dass sich ein großer Entwurf im kleinsten
Detail beweist.

... wie mein Leben. Frei.

Ich will mein Haus gestalten ...

weberhaus.de
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Die Mittelstands- und Wirtschafts-
union (MIT) Baden-Württemberg lud 
gemeinsam mit den MIT-Kreisver-
bänden Karlsruhe-Stadt und Karls-
ruhe-Land sowie dem Bezirksverband 
Nordbaden zu ihrem Sommerfest ein. 
Der Gewölbekeller des traditions-
reichen „Badisch Brauhaus“ diente als 
urige und kühle Location bei heißen 
Sommertemperaturen.

Zahlreiche Mittelständlerinnen und 
Mittelständler sowie auch interessier-
te Bürgerinnen und Bürger nutzten die 
Chance, um sich beim „Townhall-Mee-
ting“ direkt mit der MIT-Bundesvor-
sitzenden Gitta Connemann MdB aus-
zutauschen und dabei auch ihren Unmut 
über die Bundesregierung kundzutun. 
Connemann dazu leidenschaftlich: „Wir 
brauchen wieder Mut und die Entfaltung 
von Innovationskraft in vielen Wirt-
schaftsbereichen. Dazu benötigen wir 
einen starken und entbürokratisierten 
Mittelstand.“

Momentan zeichnet es sich jedoch 
immer deutlicher ab, dass gerade der 
Mittelstand weiter gegängelt und das 
zu großen Teilen noch aus den 1960ern 
stammende Arbeitsrecht nicht grund-
legend reformiert wird, sondern un-
nötig weiter verkompliziert werden 
soll. Das wiederum ist allerdings nicht 
mehr zeitgemäß und ein Blick nach 
Amerika zeigt bereits, dass das Mo-
dell des „Hire an fire“ zwar nicht un-
eingeschränkt auf die BRD übertragen 
werden kann, aber im Grunde wichtige 
Rahmenbedingungen setzt, die auch in 
Deutschland flexiblere und entbüro-
kratisierte Prozesse zur Folge hätten, 
die den Mittelstand erheblich ent-
lasten würden. 

Die Kreisvorsitzende der MIT Karlsruhe-
Stadt, Inka Sarnow, ergänzte: „Der gesun-
de Menschenverstand, Steuerentlastung 
und die Orientierung am Leistungsprinzip 
sind grundlegende Eckpfeiler einer gut 
funktionierenden Wirtschaft. Wir sollten 

das gemeinsam unbedingt verinnerlichen 
und entsprechend handeln.“ 

Nicole LaCroix, die Kreisvorsitzende 
der MIT Karlsruhe-Land, fügte an: „Eine 
Neiddebatte oder Umverteilungspolitik, 
die andere politische Parteien gerade 
führen, bringt uns definitiv nicht weiter. 
Im Gegenteil, sie treibt die Leistungs-
träger aus dem Land und erzeugt somit 
eine Reduzierung unserer Wirtschafts-
kraft und eine Verschärfung der jetzigen 
Situation.“

Weitere Beispiele für die überbordende 
Bürokratie in Deutschland sind unter 
anderem die Diesel-Norm und der 
Zertifikatehandel. „Wichtige Impulse 
zur Innovation können in unserem Land 
nicht genutzt werden, da Verordnungen 
diesen entgegenstehen“, so Connemann 
weiter. 

Der MIT-Landesvorsitzende Bastian Atz-
ger verwies auf die Produktionsabläufe 

MIT-Sommerfest 2022

MIT-Bundesvorsitzende 
Gitta Connemann zu Gast 
in Baden-Württemberg

MIT Land
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in Unternehmen und den ständigen 
Lernprozess in der Wirtschaft: „Die Poli-
tik täte gut daran, diese Denkweise zu 
reflektieren und nicht ständig neue Be-
lastungen und Einschränkungen zu fin-
den. Es bedarf neuer Freiheit und Zuver-
sicht, um den Herausforderungen, die 
vor uns liegen, erfolgreich zu begegnen.“

„Mut und Entschlossenheit auch in 
wirtschaftlich schwierigen Zeiten“ sind 
für Deutschland essenziell, erklärte die 
ehemalige Staatssekretärin aus dem Wirt-
schaftsministerium in Baden-Württemberg 
und zwei Tage darauf neu gewählte CDU-
Kreisvorsitzende in Karlsruhe, Katrin Schütz. 
Der ebenso anwesende Bundestagsabge-
ordnete Nicolas Zippelius bekräftigte zu-
dem, dass die „heimischen Firmen Takt-
geber bei innovativen Entwicklungen“ 
seien. „Wir werden unseren Beitrag leisten, 
dass Deutschland trotz der Ampelkoalition 
auch in Zukunft auf die Stärke des Mittel-
standes bauen kann“, fügte der Bezirksvor-
sitzende der MIT Nordbaden Rolf Buttkus in 
seinem Schlussplädoyer an. 

Beim anschließenden Get-together 
wurden noch viele weitere Fach-
gespräche geführt. Atzger resümierte 
daher positiv: „Der Mittelstand ist kri-
tisch, aber optimistisch. Wenn die Poli-
tik aufhören würde, auf die Panik-
macher zu hören und die 
Leistungsträger einzubremsen und 
stattdessen mit Bildungsoffensiven 
und Sicherstellung von Versorgungs-
wegen bzw. Lieferketten den Machern 
den Weg freihielte, dann müsste sie 
auch nicht ständig das Ende des Wohl-
stands propagieren. Im Gegensatz zu 
solchen Untergangsbotschaften aus 
dem Wirtschaftsministerium stehen 
die heute mehrfach genannten Appelle 
zu Mut, Entschlossenheit und dazu, 
unseren Weg weiterzugehen. Dies wer-
den wir nun umso lieber tun.“�

MIT Baden-Württemberg,
wifo@mit-lvbw.de,
mit-bw.de
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Wer format d: grundsätzlich angehen 
will, der muss auf der obersten Ebene 
beginnen – in Europa. Die aktuellen 
Hauptthemen, manche sagen sogar 
die einzigen Themen überhaupt, der 
Europäischen Kommission unter Ursu-
la von der Leyen sind der „Green Deal“ 
bzw. das „Fit-for-55-Paket“ sowie die 
Digitalisierung. Ginge man die Digita-
lisierung mit derselben Energie an wie 
das Klima-Paket, würde die Kritik an 
Europa sicher kürzer ausfallen. Doch 
gerade die Vehemenz, wie derzeit in 
Europa einseitig teure und unnötige 
Maßnahmen unter höchstem Zeitdruck 
vorangetrieben werden, entbehrt jeder 
Vernunft.

Europa muss unabhängiger werden  
von einseitigen Interessengruppen

Die Grünen spielen in Europa – zu-
recht – kaum eine Rolle. Gerade ein-
mal 73 von 705 Abgeordneten gehören 
der Fraktion Grüne/EFA an, also knapp 
über 10 %. Doch könnte man meinen, 
Europa sei eine Überorganisation der 
Klima-Lobby. Diese Wahrnehmung be-
ruht nicht zuletzt auf der Tatsache, 
dass es vor allem deutsche Politiker 
sind, auch aus den Reihen der CDU, 
die zu den Treibern von unnötigen Ein-
schränkungen der Freiheit und Kosten-
treibern für die Wirtschaft gehören.

Über den Mangel an wissenschaftlicher 
Evidenz und notwendiger Skepsis an all-
gemeinen Darstellungen zur weiteren 
Entwicklung des Klimas wurde bereits 
mehrfach in unserem Wirtschaftsforum 
berichtet. Doch bislang lässt sich nicht 
feststellen, weshalb trotzdem so viele 
Europapolitiker unreflektiert dem grü-
nen Zeitgeist folgen und Maßnahmen 
fordern, bevor deren Auswirkungen aus-
reichend zu Ende gedacht wurden. Dies 
wurde auch bei der Abstimmung über das 
Verbrennerverbot deutlich. Mehr hierzu 
dann im Kapitel zur Mobilität.

Aber auch im Bereich der Zerti-
fizierung geht Europa den falschen 

format d:

Europas Grundideen 
stärken,  
nicht die Unfreiheit
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Weg. Natürlich ist es wichtig, dass 
vor allem in technischen und medizi-
nischen Bereichen höchste Standards 
etabliert werden. Wenn jedoch die 
Auswirkungen diese sind, dass nur 
noch Großkonzerne den Überblick im 
Zertifikatedschungel behalten können 
und Zertifikate für mittelständische 
Betriebe (vor allem in Baden-Württem-
berg) unerschwinglich werden, ist die 
Grenze überschritten.

Wenn Apotheken keine Desinfektions-
mittel mehr herstellen dürfen oder die 
Höhe des Bordsteins vor der Tür schon 
zum Stolperstein für wirtschaftliches 
Arbeiten wird, ist die ohnmächtige 
Wut der Unternehmer wohl nach-
vollziehbar. Wenn am Ende aus rein 
bürokratischen Gründen keine Medika-
mente für Kinder mehr erhältlich sind, 
hat die Politik ihre Aufgaben verfehlt 
und muss Vorschriften auf ein norma-
les Maß zurücknehmen.

Europa muss  
seine Hausaufgaben machen

Einige Vorschläge aus der Klausur-
tagung des MIT-Landesvorstands im 

März dieses Jahres zielten darauf ab, 
Europa einerseits strukturierter und 
handlungsfähiger zu gestalten, aber 
auch als Förderer der individuellen 
Freiheit und damit auch weniger domi-
nant gegenüber den Mitgliedstaaten. 
So sehen wir den dringenden Bedarf 
der weiteren Harmonisierung, vor 
allem bei der Schaffung eines einheit-
lichen Finanz- und Steuerrechts, bei 
der Ausübung einer gemeinsamen und 
einheitlichen Außenpolitik sowie bei 
der Errichtung eines zentralen euro-
päischen Verteidigungsministeriums. 
Gleichzeitig müssen die kulturellen 
Eigenheiten und Identitäten der Einzel-
staaten erhalten bleiben und nicht die 
Interessen einzelner Staaten der Ein-
engung anderer Staaten dienen. Hier-
unter fällt in vielen Ländern das klare 
Bekenntnis zum Bargeld. 

Wir brauchen Europa und die MIT steht 
geschlossen hinter der europäischen 
Idee und dem gemeinsamen Prozess für 
Frieden und Freiheit. Doch Europa lebt 
erst dann, wenn es auch von den Bür-
gern mitgetragen wird. Je mehr sich die 
EU im Empfinden der Bürger (zu Recht 
oder zu Unrecht) als absolutistischer 
Nebenstaat generiert, desto schwieri-
ger wird dies jedoch. Dass gut gemeint 

und gut gemacht zwei verschiedene 
Dinge sein können, zeigt die EU derzeit 
an mehreren Fronten. Helfen wir ihr, 
diese eingefahrene Festplatte zu put-
zen und besser, stärker und freiheit-
licher zu werden als je zuvor.

Unter format: d fassen wir die inhalt-
lichen Vorschläge des Landesvorstands 
und der MIT-Gliederungen in Baden-
Württemberg zusammen und strukturie-
ren sie thematisch.�

MIT Baden-Württemberg,

wifo@mit-lvbw.de,

mit-bw.de

Termin- und Direktverkehre 
von und nach Bayern.

www.spedition-probst.de
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„Ich bin neu in der MIT, weil …

Peter Benner (56) hat sich als gelernter 
Werkzeugmacher immer fort- und 
weitergebildet, u. a. zum REFA-Organisa-
tor, Techniker und Medizinproduktebera-
ter, war später als Gebietsverkaufsleiter 
und Vertriebsleiter tätig.
Benner ist Gründer und geschäfts-
führender Gesellschafter der BiQ-me-
dical GmbH, die im Bereich der arthro-
skopischen Sportmedizin für Beratung, 
Innovation und Qualität steht. BiQ-medi-
cal versorgt in Deutschland mittels eige-
ner Vertriebsstruktur und innovativem 
Webshop für chirurgische Instrumente 
über 350 ambulante OP-Zentren, 30 Kli-
niken und ist weltweit über ein Händler-
netzwerk in den USA, Osteuropa und 
China tätig. 

In seiner Freizeit geht Benner gerne wan-
dern und schwimmen. Er unterstützt mit 
seinem Unternehmen lokale  Fußballver-
eine mit ausgeprägter Jugendarbeit 
sowie die Trossinger Tafel und andere ge-
meinnützige Organisationen.�

Peter Benner,

peter.benner@biq-medical.com,

biq-medical.com

Peter Benner
Geschäftsführender Gesellschafter

MIT Tuttlingen

„… der Mittelstand einst der 
Grundpfeiler der deutschen Wirt-
schaft war und maßgeblich zum 
Wohlstand beigetragen hat – heu-
te aber weniger be- und geachtet 
wird.“

Umut Kantarci (33) absolvierte seine 
Ausbildung bei der Deutschen Telekom 
AG. Anschließend durfte er Konzerne 
wie T-Systems und die Daimler AG in 
den Bereichen Anwendungen und Ser-
ver betreuen. Weitere 4 Jahre unter-
stützte er die OHU GmbH in Iffezheim 
in sämtlichen EDV-Themen. Nach ca. 
10 Jahren aktivem Arbeiten wurde es 
für ihn Zeit, seinen Kindheitstraum zu 
verwirklichen und so wurde die Kant-
IT Solutions im Jahr 2020 gegründet. 
Mittlerweile betreut sein Unter-
nehmen Klein- und Mittelstandsunter-
nehmen im Umkreis Baden-Baden und 
Murgtal. Ziel ist es, Kunden in allen 
EDV- und Telekommunikationsthemen 
zu unterstützen und ein zuverlässiger 
Ansprechpartner für all diese Themen 
zu sein. Stets dem Motto folgend, „IT 
muss funktionieren!“, ist Kant-IT Solu-
tions der richtige Ansprechpartner.

Zu Kantarcis Hobbys gehören Fahrrad-
fahren, Laufen und Tennis.�

Umut Kantarci,

info@kant-it.de,

kant-it.de

Nach Ausbildung und Studium war Tanja 
Traub (58) viele Jahre in der freien Wirt-
schaft, unter anderem bei BristolMy-
ersSquibb, dem Deutschen Zentrum für 
Luft- und Raumfahrt und dem Verlag 
Readers Digest tätig. In der IHK Nord-
schwarzwald war sie zunächst im Auf-
trag des Wirtschaftsministeriums für die 
Weiterentwicklung und Förderung der 
Qualifizierung von Fachkräften in der Re-
gion Nordschwarzwald unterwegs. In der 
Geschäftsführung der IHK verantwortete 
sie den gesamten Bereich der Beruflichen 
Bildung sowie die Regionalentwicklung 
und Standortpolitik. Zum 1. Januar 2023 
wird sie das Amt der Hauptgeschäfts-
führerin der IHK Nordschwarzwald 
übernehmen.

Traub engagierte sich viele Jahre in unter-
schiedlichen sozialen und gesellschaft-
lichen Ehrenämtern. In ihrer Freizeit ist 
sie gerne sportlich in der Natur unter-
wegs und besucht ebenso gerne kulturel-
le Veranstaltungen.�

Tanja Traub,

traub@pforzheim.ihk.de,

ihk.de/nordschwarzwald

Tanja Traub
Des. Hauptgeschäftsführerin IHK 

Nordschwarzwald
MIT Calw/Freudenstadt

Umut Kantarci 
IT-Administrator

MIT Baden-Baden/Rastatt

„… das Netzwerk der Wirtschaft 
Impulse setzen kann und gemein-
sames Handeln im Mittelstand 
möglich macht – zum Wohle 
aller.“

„… ich der Meinung bin, dass jeder 
Einzelne seinen Beitrag zum Wohl 
einer Gemeinschaft leistet und man 
gemeinsam Großes bewegen kann.“
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Inserentenverzeichnis
 

Un te r n e h m e n  i n  a lp h a b e t i s c h e r  Re i h e n fo lge

AP&S International GmbH
ap-s.de

Lothar Bix GmbH	
bix-lackierungen.de

Friedrich Bühler GmbH & Co. KG	
buehler-stahlbau.de

Colombi GmbH	
hotel-stadt-freiburg.de

Degussa Goldhandel GmbH	
degussa-goldhandel.de

Dold Holzwerke GmbH	
dold-holzwerke.com

Spedition Marcus Eitel GmbH	
spedition-eitel.de

Martin Fink GmbH & Co. KG	
fink-plexiglas.de

Fischer Baulogistik + Spedition GmbH  
& Co. KG	

fischer-spedition.com

Gaplatec GmbH
gaplatec.de

GMT Gummi-Metall-Technik GmbH	
gmt-gmbh.de

Häcker Fliesen und Naturstein GmbH	
haecker-stein.de

Stefan Hertweck GmbH & Co. KG	
hertweck-praezisionswerkzeuge.de

Ätztechnik Herz GmbH & Co. KG	
aetztechnik-herz.de

Infinex Holding GmbH	
infinex-group.de

Kammerer Gewindetechnik GmbH	
kammerer-gewinde.de

Kärcher Center Milkau GmbH	
kaerchercenter-milkau.de

SIEBFABRIK Arthur Maurer GmbH & Co. KG	
siebfabrik.de

MRS Electronic GmbH & Co. KG	
mrs-electronic.de

PIT Production in Time Zerspantechnik u. 
Handels GmbH	

productionsintime.com

Probst - Speditions GmbH	
spedition-probst.de

Gebrüder Rückert GmbH & Co. KG	
gebrueder-rueckert.de

Schleith GmbH	
schleith.de

SchwörerHaus KG	
schwoererhaus.de

Sixt GmbH 	
sixt-gmbh.de

SÜDPACK VERPACKUNGEN  
GmbH & Co. KG	

suedpack.com

TachoControl Data GmbH	
tachocontrol-data.eu

Weber Haus GmbH & Co. KG	
weberhaus.de

Walter Zepf Schmierungstechnik	
walter-zepf.de

Gebr. Zimmermann GmbH Kalk- und 
Schotterwerk	

felswerk.de

„Es geht nur noch um 
Parteiideologie“
Ich traute meinen Augen nicht: Der grüne Ministerpräsident 
Winfried Kretschmann möchte, dass wir aus Patriotismus Energie 
sparen. Hat nicht unser grüner Bundeswirtschaftsminister 
Habeck lauthals in einer Talkshow verkündet, dass er mit 
Patriotismus noch nie etwas anfangen konnte? 

Nun sollen wir Bürgerinnen und Bürger im Haushalt Strom und 
Gas sparen, beim Heizen, beim Duschen, bei Beleuchtung usw. 
Da schauen wir doch mit neidischen Blicken auf die Besitzer 
von Elektroautos, die mit ihren von staatlicher Seite hoch sub-
ventionierten Autos den Strom verbrauchen dürfen, den wir drin-
gend für den Fortbestand unserer Industrie, für Kindergärten, 
Schulen, Krankenhäuser, Pflegeheime und natürlich für uns selber 
benötigen – nur weil es grüne Ideologie ist – ob das Elektroauto 
jetzt wirklich Sinn macht oder nicht spielt, da keine Rolle.

Stattdessen sollen Wärmestuben für die Menschen eingerichtet 
werden, die sich die teuer gewordenen Kosten für die Heizun-
gen in ihren Wohnungen nicht mehr leisten können. 
Unsere Ministerinnen und Minister der Grünen und der SPD 

reisen in der ganzen Welt herum und versprechen hier und dort 
unsere Steuergelder. Und bei uns verrotten die Straßen, die Brü-
cken, die Schulen, die Kindergärten; die Bundeswehr und die 
Bahn sind kaputt gespart. 

Kein Geld für Pflege, für Erziehung, Bildung, für Digitalisierung. 
Und dann wird noch ausgiebig darüber diskutiert, ob wir die 
Laufzeit für die Kernkraftwerke verlängern sollen oder nicht.

Da hat jemand den Schuss nicht gehöhrt, oder was – glaubt die 
große grüne Politik – machen die ganzen Leute mit ihren neuen 
Heizlüftern? In den Schrank stellen?
Wir brauchen jedes Quentchen Energie – dringend! 

Es scheint nur noch um Parteiideologie zu gehen – nicht um das Volk.
Werte Politiker, Ihr habt unseren Wohlstand längst verschleudert. 

Achim Rieger (Bezirksvorsitzender MIT Württemberg-Hohenzollern), 

wifo@mit-lvbw.de
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Die Kriminalität verlagert sich immer 
mehr ins Internet. Hackerangriffe, 
Erpressungen und Datendiebstähle 
haben in den letzten Jahren enorm 
zugenommen, auch in Baden-Würt-
temberg. Es kann jeden treffen, Unter-
nehmen wie Privatpersonen. Das Land 
baut deshalb den Schutzschirm gegen 
Cybercrime weiter aus und verstärkt 
die Strafverfolgung.

Das Internet ist Teil der modernen 
Kriegsführung geworden. Als Ziel gel-
ten Versorgungssysteme des Gegners, 
die mit Cyberangriffen und Schadsoft-
ware sabotiert werden. In den sozialen 
Medien erscheinen gezielte Falsch-
meldungen und politische Propaganda. 
Hinzu kommen Trojaner, um IT-Syste-
me, Server und Festplatten zu hacken 
und zu manipulieren. 

Die Fäden gegen Cyberkriminalität lau-
fen in unserem Bundesland im Innen-
ministerium zusammen. Außerdem hat 
das Landeskriminalamt eine Zentrale 
Ansprechstelle (ZAC) für Unternehmen 
und Behörden eingerichtet, der man 
Angriffe und Vorfälle melden kann. Sie 
ist rund um die Uhr erreichbar unter 
0711 5401 2444. 

Die Cyberwehr des Landes, die derzeit 
entsteht, bietet darüber hinaus eine 
Hotline für kleine und mittlere Unter-
nehmen. Hier bekommt man kosten-
lose Soforthilfe, um den entstandenen 

Wirtschaft

Wie das Land Bürger und Wirtschaft schützt

Schutzschirm  
gegen  
Cybercrime

Andreas Bauer, Geschäftsführer der BGH-Consul-
ting und Mitglied im Vorstand der MIT Ludwigsburg
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Schaden zu begrenzen. Anschließend 
vermittelt Cyberwehr die Dienst-
leistungen von geschulten Experten zu 
vorab festgelegten Preisen. Die Hotline 
lautet: 0800 2923 79 347.

Zunehmend werden auch die 
Computersysteme des Landes zum 
Ziel von Cyberattacken. Als dritten Teil 
des Schutzschirms baut das Land des-
halb die neue Cybersicherheitsagentur 
CSBW auf, die als Hauptaufgabe den 
Schutz der Landes-IT hat. Außerdem 
soll sie die Städte und Gemeinden in 
Baden-Württemberg präventiv beraten 
und bei einem Angriff unterstützen. 
Immer mehr Unternehmen werden 
Opfer von Cyberangriffen. Dabei gehen 
die Hacker meist nach dem gleichen 
Muster vor. Zunächst blockieren sie 
einen Teil der Firmensoftware. Kurze 
Zeit später schicken sie eine Erpresser-
nachricht an das gekaperte Unter-
nehmen und fordern die Zahlung eines 
Lösegelds.

Wir raten zu folgendem Vorgehen:

1.	 Schnellstmöglich Server vom 
Netz trennen. Die Rechner nicht 
herunterfahren, weil damit Spu-
ren vernichtet werden können. Er-
presserbriefe sichern.

2.	 Sofern nicht vorab eingerichtet: 
Krisenstab benennen. Es kann 
Wochen dauern, bis die Systeme 
wiederhergestellt und die Folgen 
des Angriffs bewältigt sind. Des-

halb sollte der Krisenstab von einem 
führungsstarken Manager geführt 
werden (Empfehlung: nicht der 
Chef, denn der wäre ab sofort völlig 
blockiert). Interne Mitwirkung von 
IT-Leiter, Pressesprecher, Daten-
schutzbeauftragten, Betriebsrat 
(falls persönliche Daten der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter ge-
hackt wurden).

3.	 Holen Sie sich Hilfe von außen. Die 
Cyberwehr des Landes gibt kosten-
lose Ersthilfe für kleine und mittlere 
Unternehmen. Die Hotline lautet: 
0800 2923 79 347. Es gibt auch ex-
terne Krisenberater für solche Fälle.

4.	 Für die Wiederherstellung der IT 
werden Sie sehr wahrscheinlich ex-
terne Unterstützung benötigen. Si-
chern – sichten – wiederherstellen.

5.	 Kommunikation ist jetzt be-
sonders wichtig. Informieren Sie 
erst Ihre Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter, dann die wichtigsten 
Geschäftspartner.

6.	 Ziehen Sie Ihren Rechtsberater 
hinzu. Aufgrund der DSGVO be-
stehen Meldepflichten. Außerdem 
könnten Schadenersatzforderungen 
von Dritten auf Sie zukommen.

7.	 Ihr Versicherungsmakler sollte von 
Anfang an einbezogen werden, un-
abhängig davon, ob Sie eine Cyber-
Security-Versicherung haben.

8.	 Nicht zuletzt muss die Kriminal-
polizei eingeschaltet werden. Das 
Landeskriminalamt ist rund um die 
Uhr erreichbar: 0711 5401 2444.

9.	 Um die Kommunikation nach außen 
wiederaufzubauen, sollten Sie einen 
Stand-alone-Rechner installieren. 
Bei Verhandlungen mit den Hackern 
sollten Sie zunächst auf jeden Fall 
Zahlungsbereitschaft signalisieren, 
um Zeit zu gewinnen.

10.	Was Sie jetzt schon tun können:  
Lassen Sie Ihre Sicherheitssysteme 
überprüfen. Und: Notfallplan und 
Krisenstab einrichten, Backups der 
Daten erstellen. 

Übrigens: es gibt inzwischen Versiche
rungen, die Schäden und Ausfälle durch 
Cybercrime umfassend abdecken. �

Andreas Bauer,

bauer@bgh-consulting.de,

bgh-consulting.de
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Als starke Exportnation ist Deutsch-
land auf einen globalisierten Handel an-
gewiesen. Krisen wie die Coronapande-
mie und der Krieg in der Ukraine zeigen 
es deutlich: Ohne Globalisierung ist der 
Wirtschaftsstandort Deutschland hoch-
gradig gefährdet und unser Land muss 
nun die Herausforderung meistern, 
seine weltumspannenden Lieferketten-
strukturen viel schneller und viel stär-
ker als bisher vor Beeinträchtigungen 
und gar Unterbrechungen durch Krisen-
situationen zu schützen.
Verlockend klingt da der Ruf nach staat-
lichen Eingriffen, um durch nationale 
oder zumindest europäische Liefer-
beziehungen unsere Produktion und die 
Absatzmärkte abzusichern. Aber diese 
Strategie scheint sich in unserer Wirt-
schaft bisher nicht durchzusetzen. Laut 
einer ifo-Studie, die von der Konrad-
Adenauer-Stiftung in Auftrag gegeben 
wurde, will von 5.000 befragten Unter-
nehmen gerade mal jedes zehnte in Zu-
kunft auf heimische Lieferketten setzen. 
Stattdessen planen viele Firmen, ihre 
Lagerhaltung auszubauen und die Anzahl 
ihrer Zulieferer zu erhöhen. 
Dieser Trend zieht sich durch alle Wirt-
schaftssektoren. Während Großunter-
nehmen auf eine größere Anzahl von 
Zulieferern setzen, planen kleine und 
mittlere Unternehmen einen Aus-
bau ihrer Lagerhaltung. Meist löst der 
Materialmangel eine Änderung in der 
Beschaffungsstrategie der Betriebe aus. 

35 % der Großhandelsunternehmen 
planen eine Veränderung, im Einzel-
handel sind es noch 27 % und im Dienst-
leistungssektor liegt der Veränderungs-
wille bei nur noch 10 %.

Die Rückverlagerung der  
Produktion ist unwirtschaftlich

In der Studie wird auch festgestellt, dass 
eine Rückverlagerung der Produktion 
nach Deutschland zu Wohlstandsver-
lusten führen würde. Die reale Wirt-
schaftsleistung könnte bei einer Rück-
verlagerung an deutsche Standorte um 
fast 10 % einbrechen. Bei einer Rückver-
legung ins europäische Ausland schätzt 
man den Verlust auf etwa 4,5 % ein.
Damit ist klar, dass ein politisch ge-
steuertes Reshoring für unsere Wirt-
schaft und Gesellschaft immens kosten-
intensiv wird und einen massiven Einfluss 
in unser noch vorhandenes System der 
Sozialen Marktwirtschaft darstellt. 
Stattdessen müssen die Liefer-
beziehungen stärker diversifiziert wer-
den, was jedoch unseren kleinen und 
mittleren Unternehmen im Gegensatz zu 
großen Industriebetrieben nicht leicht-
fällt. Für sie bedeutet es oft einen gro-
ßen Aufwand, Geschäftsbeziehungen 
mit mehreren ausländischen Zulieferern 
aufzubauen und zu koordinieren. Die 
internationalen Freihandelsabkommen 

sind mehrheitlich auf die Bedürfnisse der 
Großunternehmen zugeschnitten. Hier 
muss auf die nationale und die EU-Wirt-
schaftspolitik Einfluss ausgeübt werden, 
damit diese Vertragswerke mittelstands-
freundlicher ausgestaltet werden, vor 
allem im Hinblick auf die Themen „Har-
monisierung“ und „Ursprungsregeln“. 
Damit kommt man den kleinen und 
mittleren Unternehmen entgegen und 
eröffnet auf diese Weise neue Möglich-
keiten zur Diversifizierung in der Produk-
tions- und Handelsstruktur.

Internationale Handels- 
beziehungen sind unerlässlich

Für die großen Wirtschaftsregionen EU, 
China sowie die USA und damit auch 
für Deutschland sind internationale 
Handelsbeziehungen wichtig. Gerade die 

Dietrich Eberhardt, IT-Strategieberater, Beisitzer 
im Landesvorstand der MIT Baden-Württemberg 
und Kreisvorsitzender der MIT Lörrach

Digitale Lieferketten sind ein Muss

Unsere traditionellen 
Lieferketten stehen 
unter Druck
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wechselseitigen Abhängigkeiten, sowohl 
bei Fertigprodukten als auch bei Zuliefer-
teilen tragen wesentlich dazu bei, dass ag-
gressive Handelsbeeinträchtigungen ver-
ringert werden, weil alle Seiten bei einem 
Handelskonflikt viel zu verlieren hätten. 
Gerade am Beispiel Russlands kann man 
anschaulich nachvollziehen, wie stark 
dieses Land und seine Gesellschaft unter 
den Wirtschaftssanktionen zu leiden be-
ginnt, weil es viel zu einseitig auf den Ex-
port von Rohstoffen ausgerichtet ist, der 
jetzt wegbricht und seine Handelsbilanz 
massiv beeinträchtigt. Zwar werden da-
durch den früheren Handelspartnern 
enorme Spar- und Restrukturierungs-
maßnahmen aufgezwungen, die diese 
voraussichtlich mit großen wirtschaft-
lichen und gesellschaftlichen Nachteilen 
überstehen werden, während die russi-
sche Bevölkerung um Jahrzehnte in ihrer 
Wohlstandsentwicklung zurückgeworfen 
wird und somit einen dauerhaften Kon-
fliktherd im Osten Europas darstellt.

Es braucht digitalisierte  
Lieferketten mit schnellen 

Entscheidungsmechanismen

Spätestens jetzt gilt es, Lieferketten schnell 
und pragmatisch zu stabilisieren, weil in 
der aktuellen Krisensituation bei vielen 
produzierenden Unternehmen eine große 
Verunsicherung hinsichtlich der Liefer- und 
Zahlungsfähigkeit herrscht.
Die zum Großteil vorhandene Intrans-
parenz der Lieferketten sowie die feh-
lenden (Krisen-) Ressourcen bei der 
Überwachung und Steuerung in ihren 
Abläufen beeinträchtigen den wirtschaft-
lichen Austausch. Aber die Unternehmen 
müssen nicht nur ihre Lieferketten struk-
turell beherrschen. Mittlerweile gehört 
auch die passende IT-Infrastruktur dazu 
und eben auch die künstliche Intelligenz, 
die bei Industrie-4.0-Projekten immer 
stärker Einzug hält.
Traditionelle Lieferketten zeichnen 
sich dadurch aus, dass nur ein gerin-
ger Informationsaustausch zwischen 
den einzelnen Lieferprozessabschnitten 
stattfindet. Die dadurch entstehenden 
Informationsbrüche und -lücken er-
schweren eine zentrale Planung und 
behindern eine schnelle und adäquate 

Reaktion auf unvorhergesehene Ver-
änderungen beim Beschaffungsprozess. 
Daher werden größere Warenpuffer in 
Form von Zwischenlagern benötigt.
Bei einem zukunftsorientierten Liefer-
ketten-Management stehen der inten-
sive Datenaustausch und die maximale 
Transparenz der Ablaufinformationen 
im Mittelpunkt. Moderne elektroni-
sche Lieferkettensysteme bilden einen 
dynamischen Regelkreis, der aufgrund 
der aktuell gesammelten Daten stän-
dig nachsteuert und den Warenfluss 
zeitnah optimiert. Veränderungen im 
Lieferprozess werden so frühzeitig er-
kannt und durch die schon im Vorfeld 
abgeleiteten Vorhersagen lassen sich 
Materialengpässe frühzeitig minimieren 
oder sogar ganz vermeiden. Nur eine 
vollautomatisierte Lieferkette, bei der 
man auf mehreren Ebenen die Ablauf-
prozesse vor allem mit den Algorithmen 
der künstlichen Intelligenz und des „Ma-
chine Learning“ steuert, führt zu einem 
„Management-Cockpit“ für die Unter-
nehmensleitung, um zeitnah und verläss-
lich auf Lieferprobleme zu reagieren.

Der Ausbau der IT-Systeme  
muss schnell voranschreiten

Für viele Unternehmen bedeutet dies 
aber auch, dass sie weiter in den Ausbau 
ihrer IT-Systeme investieren müssen, um 
mit dieser komplexen Entwicklung mit-
halten zu können. Schließlich ist gerade 
in Krisenzeiten eine exakte Lieferzusage 
ein veritabler Marketingvorteil. Diese di-
gitalisierten Prozesse verschaffen Produ-

zenten und Zulieferern einen deutlichen 
Effizienzgewinn, weil automatisierte und 
intelligente Lieferkettensysteme letztlich 
sinkende Kosten bei erhöhten Umsätzen 
bedeuten und den Unternehmen dabei 
zusätzlich einen großen Flexibilitätsvor-
teil bieten.
Allerdings scheint der Nachholbedarf be-
trächtlich zu sein. Aus so manchen Unter-
nehmen, die bereits über eine digitale 
Plattform verfügen, wird berichtet, dass 
immer noch viele Lieferprozesse nicht 
durchgängig online abgewickelt werden.
Hier herrscht dringender Handlungs-
bedarf, weil nur effiziente Unternehmen 
den Wirtschaftsstandort Deutschland im 
internationalen Wettbewerb sichern. In 
vielen Unternehmen steht in den nächs-
ten Jahren ein Generationswechsel an, 
der hoffen lässt. Die jüngeren Unter-
nehmer und ihre Mitarbeiter haben 
schon während ihrer Ausbildung viele di-
gitale Werkzeuge kennengelernt und 
wollen diese auch in ihren Unternehmen 
einführen. Wer die Veränderungen auf-
schiebt, blockiert potenzielle Kunden, die 
bereits stärker digitalisiert sind. Wer jetzt 
bei der digitalen Transformation schläft, 
wird jäh erwachen. Experten rechnen 
damit, dass von den S&P 500 Unter-
nehmen in den USA (das sind die 500 
größten Unternehmen dieses Landes) 
40 % in 10 Jahren nicht mehr am Markt 
sein werden. Was für die Großen gilt, 
trifft erst recht für unsere kleinen und 
mittelständischen Unternehmen zu.�

Dietrich Eberhardt,

dietrich.eberhardt@itrc.de

HIGH-END PRÄZISION AUS SCHRAMBERG
Die PIT Präzisionstechnik und Handels GmbH ist als Drehteilehersteller ein leistungsstarkes, mittelständisches 
Unternehmen mit zwei Werken, das auf die Bau-, Medizin-, eBike- und Automobilindustrie spezialisiert ist.

PIT - Production in Time I Zerspantechnik und Handels GmbH
Dr. – Konstantin – Hank - Str. 16 I 78713 Schramberg - Sulgen 
Telefon 07422 23614 I Telefax 07422 23514 | info@productionintime.com         www.productionintime.com

+30 
Jahre Erfahrung

4000m2
Produktionsfläche

+40
Mitarbeiter
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Arbeitnehmern wurde in den letzten 
Jahren umfangreich die Möglichkeit 
eingeräumt, die eigene Arbeitsleistung 
auch von zu Hause zu erbringen. Diese 
Form der beruflichen Tätigkeit wird 

aber wohl auch über die Covid-19-Pan-
demie hinaus erhalten bleiben. Trotz 
oder vielleicht sogar gerade wegen 
der weiten Verbreitung dieses Phäno-
mens stellt sich jedoch die Frage: Ist es 

rechtlich eigentlich erlaubt, in privaten 
Wohnmieträumen zu arbeiten?

Der Kern des Problems liegt darin, dass 
die Rechtsordnung grundsätzlich zwi-
schen Mieträumen unterscheidet, die 
dem reinen Wohnen dienen und sol-
chen Räumen, die angemietet werden, 
um einer gewerblichen Tätigkeit nach-
zugehen. Diese Differenzierung hat v. a. 
Auswirkungen auf den Mieterschutz, 
namentlich einem weitreichenderen 
Schutz vor vermieterseitigen Kündigun-
gen, vor zu hohen Mieten oder willkür-
lichen Mieterhöhungen. Grundsätz-
lich ist es dem Wohnraummieter also 
nicht gestattet, in seiner Mietwohnung 
ohne Zustimmung des Vermieters einer 
beruflichen Tätigkeit nachzugehen, 
da dies nicht mehr dem vorgesehenen 
Zweck „Wohnen“ entspricht: dem aus 

RA Dr. Benjamin Riedel,  
Fachanwalt für Miet- und WEG-Recht

Homeoffice in der 
Mietwohnung –  
darf man das eigentlich?

STAHLBAU
INDUSTRIEBAU
GEWERBEBAU

> Ihr Partner für individuelle  Lösungen 
im Industrie- und  Gewerbebau.

IDEEN 
IN STAHL

 Friedrich Bühler GmbH & Co. KG
info@buehler-stahlbau.de
www.buehler-stahlbau.de
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Hier geht es zur 
www.mit-bw.de

der Öffentlichkeit zurückgezogenen 
und geschützten Aufenthalt in privaten 
Räumen.

Nach Ansicht des Bundesgerichtshofs 
(BGH, Az. VIII ZR 165/08) sind je nach 
Umfang, in welchem der Mieter beruf-
lich für die Öffentlichkeit in Erscheinung 
tritt, Ausnahmen von diesem Grundsatz 
zu machen. Empfängt er regelmäßig Kun-
den in seiner Mietwohnung, gibt diese 
als Geschäftsadresse an oder beschäftigt 
dort Mitarbeiter, handelt es sich regel-
mäßig um eine unzulässige gewerbliche 
Tätigkeit. Dies ist bei Selbstständigen 
und Angehörigen der freien Berufe oft 
der Fall. Anders hingegen sei der Fall 
zu beurteilen, in dem ein Lehrer seiner 
Korrekturarbeit oder ein Schriftsteller 
seiner Autorentätigkeit nachgeht. Die 
berufliche Tätigkeit dieser Personen 
wird gerade nicht von der Öffentlichkeit 
als solche wahrgenommen. Sie ist so üb-
lich und anerkannt, dass sie noch unter 
den Begriff des „Wohnens“ zu fassen ist. 
In besonderen Fällen ist es sogar mög-
lich, den Vermieter, notfalls auch ge-
richtlich, zu zwingen, einer beruflichen 
Tätigkeit in Wohnräumen zuzustimmen. 
Etwa dann, wenn die Betätigung keine 
größeren baulichen Veränderungen der 
Wohnung notwendig macht und die 
umliegenden Bewohner dadurch nicht 
mehr gestört werden, als es beim Zu-
sammenwohnen mehrerer Menschen 
ohnehin der Fall ist. 

Zu beachten gilt es jedoch, dass die Be-
urteilung einer zulässigen beruflichen 
Tätigkeit in einer Mietwohnung von vie-
len einzelnen Faktoren des konkreten 

Einzelfalls abhängt. Obwohl im Rahmen 
der Wohnraumnutzung durch eine Fa-
milie regelmäßig Kinderlärm entsteht, 
wurde beispielsweise die Tätigkeit als 
Tagesmutter als zustimmungsbedürftig 
erachtet. Der Bundesgerichtshof (BGH, 
Az. V ZR 204/11) sah hierbei den zu-

sätzlichen Lärm, der durch An- und Ab-
fahrt der Eltern der Kinder hinzukam, 
als problematisch an. 

Es kann aber grundsätzlich Entwarnung 
gegeben werden, soweit man be-
stimmte Punkte im Homeoffice be-
achtet: Arbeiten in Mietwohnungen ist 
erlaubt, soweit die Tätigkeit nicht für 
die Öffentlichkeit in Erscheinung tritt 
und von dieser nicht als solche wahr-
genommen wird. Soweit die Betätigung 
nicht über die Störungen hinausgeht, 
die sich typischerweise auch aus dem 
Zusammenwohnen ergeben, hat der 
Vermieter dem nicht viel entgegenzu-
setzen. Es gibt allerdings keine scharfe 
Trennlinie zwischen erlaubter und un-
zulässiger Arbeit in Mietwohnräumen. 
Die Abgrenzung erfolgt immer anhand 
des konkreten Einzelfalls.

Dies vorausgeschickt, ist es stets zu 
empfehlen, den Sachverhalt der beruf-
lichen Tätigkeit in Wohnmieträumen 
in Zweifelsfällen juristisch prüfen zu 
lassen oder die Zustimmung des Ver-
mieters bereits zuvor einvernehmlich 
einzuholen. Denn: dem Mieter droht im 
Falle einer eigenmächtigen Handlung 
ohne eine im Einzelfall erforderliche 
Zustimmung des Vermieters eine Ab-
mahnung und im schlimmsten Fall sogar 
die Kündigung des Mietvertrags durch 
den Vermieter.

RA Dr. Benjamin Riedel, 

ukm@sonntag-partner.de,

sonntag-partner.de

mrs-electronic.commrs-electronic.com

Intelligente Ladelösungen 
für die Elektromobilität

MCHARGER Wallbox
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Ich bestätige, kein Mitglied einer anderen Partei als der CDU/CSU zu sein.

Geworben von

Gläubiger-ID

Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg
Stammheimer Str. 10, 70806 Kornwestheim
Telefon: 07154 8025-140 
info@mit-bw.de 
www.mit-bw.de

Um unsere Beziehung zu Ihnen auf Sicherheit, Vertrauen und Nachhaltigkeit aufzubauen, bitten wir Sie, 
uns nachfolgendes Einverständnis zu geben:  
Ich bin mit der Erhebung, Speicherung und Nutzung der vorstehenden personenbezogenen Daten sowie der 
besonderen Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9 BDSG, z.B. politische Meinungen) einverstanden. Die 
Daten werden von der Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg, ihren Gliederungen für die 

Übersendung von Einladungen, Newsletter, Informationsmaterial und des Mitgliedermagazins – auch per E-Mail – genutzt. Eine sonstige 
Weitergabe an Dritte findet nicht statt. Die E-Mail-Adresse kann auch für den Versand von Einladungen zu satzungsgemäßen Versammlun-
gen und Einladungen genutzt werden. Der Versand der Einladungen auf elektronischem Wege steht in diesem Fall dem Postweg gleich.  
Ihre persönlichen Daten werden nach Beendigung Ihrer Mitgliedschaft gemäß der gesetzlichen Bestimmungen gelöscht.

Selbstständig
Nicht selbstständig
CDU-Mitglied
Parteilos

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION
BADEN-WÜRTTEMBERG

Mitglied werden



MIT im Dialog.

Schreiben Sie uns
Ihre Meinung!
z. B. zu unseren Forderungen an die
Landesregierung, zur uns belastenden
Bürokratie und zu unseren Erwartungen
an die Wirtschaftspolitik!

wifo@mit-lvbw.de

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION 
BADEN-WÜRTTEMBERG


